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(Vorabentscheidungsersuchen des Sad Najwyzszy [Oberstes Gericht, Polen])

»Vorlage zur Vorabentscheidung — Art. 267 AEUV — Begriff ,Gericht’ — Begriff ,durch Gesetz
errichtet’ — Richterliche Unabhdngigkeit — Entscheidungserheblichkeit der Fragen — Art. 19
Abs. 1 EUV — Art. 47 der Charta der Grundrechte der Européischen Union — Art und Weise der
Prifung — Verfahren zur Ernennung eines nationalen Richters — Lustrationsmafinahmen —
Unabsetzbarkeit der Richter”

I. Einleitung

1. ,Héngt alle Richter auf!“ An diesen Rat eines englischen Philosophen und
Politikwissenschaftlers erinnerte sich der ehemalige Gouverneur der Tschechischen
Nationalbank, als er gefragt wurde, was nach dem Sturz der kommunistischen Regime als Erstes
zu tun sei, um die rechtliche und juristische Transformation in Mittel- und Osteuropa
herbeizufithren?.

2. Der situationsbedingte schwarze Humor, der in diesem Spruch geballt zum Ausdruck kommt,
wird wohl am besten von denjenigen verstanden, die selbst Zeugen der umfassenden
gesellschaftlichen Umgestaltungen innerhalb des ehemaligen kommunistischen Ostblocks waren.
Diese sind wohl besser in der Lage, sich den skurrilen Kontrast vorzustellen, wie eine Gruppe
frisch geprégter Politiker, die die kommende gesellschaftliche Umgestaltung bewerkstelligen
sollen, sich um einen soeben aus dem Westen angereisten Berater versammelt. Ungeduldig
warten alle auf das Wundermittel, das auf Recht und Richter zur Anwendung kommen soll. Wie
kann man die (Samtene) Revolution auch in die Reihen der kommunistischen Justiz hineintragen?
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2 Tuama, Z., ,Soudce nelze novelizovat” [Richter kann man nicht dndern], in: Kokes, M., und Pospisil, L., (Hrsg.), In dubio pro libertate:
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Der einzige Rat, den man erhilt, ist jedoch nur eine nicht wirklich amiisante Stichelei. Selbst wenn
man ihn seines mit Gewalt verkniipften Bedeutungsgehalts entkleidet und einfach als Vorschlag
fir eine vollstindige personelle Erneuerung des Justizpersonals versteht, bleibt er in der
komplexen Realitdt eines europdischen Landes im spédten 20. Jahrhundert an der Schwelle zu
einem friedlichen gesellschaftlichen Ubergang kaum mebhr als ein nicht sehr hilfreicher Scherz.

3. ,Uberpriift alle Richter' Einen solchen Vorschlag aus einem Mitgliedstaat der Europdischen
Union rund 30 Jahre spiater und etwa 16 Jahre nach dem Beitritt dieses Mitgliedstaats zur
Europiischen Union zu horen, ist ein ziemlich verbliiffendes Déja-vu-Erlebnis. Im Gegensatz zu
den personlichen Betrachtungen eines ehemaligen hohen Beamten iiber die zuriickliegenden
Zeiten des Ubergangs in der Einleitung seines Beitrags zu einer Festschrift zu Ehren eines
bedeutenden Richters, der an diesen Ereignissen beteiligt war, ist die vorgeschlagene
Uberpriifung der Angehérigen der Justiz wohl kein schwarzer Humor. Sie scheint vielmehr die
ernsthafte Frage nach der gegenwirtigen und kiinftigen Verfahrensweise des Sad Najwyzszy
(Oberstes Gericht, Polen), dem vorlegenden Gericht in der vorliegenden Rechtssache (oder
zumindest einiger seiner Mitglieder) zu sein.

4. In der vorliegenden Rechtssache mochte das vorlegende Gericht wissen, ob die Umstdnde der
erstmaligen richterlichen Ernennung eines Richters in einem Mitgliedstaat zu einer Zeit, als dieser
Staat noch von einem undemokratischen Regime regiert wurde, und vor dem Beitritt dieses
Staates zur Europdischen Union sowie der Verbleib eines solchen Richters in der Justiz dieses
Staates nach dem Fall des kommunistischen Regimes geeignet sind, heute Zweifel an der
Unabhéngigkeit und Unparteilichkeit dieses Richters im Sinne von Art. 19 Abs. 1 EUV und
Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europdischen Union (im Folgenden: Charta) zu wecken.
Mit seinen anschlieflenden Fragen erstreckt das Gericht im Kern dieselbe Frage auch auf spétere
Richterernennungen in Polen, wobei es andeutet, dass es andere verfahrensrechtliche Probleme
gebe, die eine Auswirkung auf diese Ernennungen gehabt haben konnten. Somit fragt das
vorlegende Gericht also tatsichlich, ob es im Namen der vom Unionsrecht garantierten
richterlichen Unabhingigkeit im Hinblick auf das Filtern der Rechtsmittel zum obersten
nationalen Gericht eine indirekte Uberpriifung woméglich aller vor 2018 ernannten polnischen
Richtern durchfiihren diirfe.

5. Allerdings ist diesen Sachen ein gewichtiges Zuldssigkeitsproblem vorgelagert. Die
Vorlageentscheidung in der vorliegenden Rechtssache ist von einem Richter eingereicht worden,
dessen eigene kiirzlich erfolgte Ernennung zum Richter stark umstritten ist. Sie sei rechtswidrig
und unter eklatanter Verletzung des nationalen Rechts zustande gekommen. Ist ein solcher
Richter, der im Sad Najwyzszy (Oberstes Gericht) als Einzelrichter die Zuldssigkeit bei dieser
Einrichtung eingelegter Rechtsmittel priift, ein ,Gericht® im Sinne der autonomen Definition
einer solchen Einrichtung geméf3 Art. 267 AEUV?

II. Rechtlicher Rahmen

A. Unionsrecht
6. Gemafl Art. 19 Abs. 1 Unterabs. 2 EUV ,schaffen [die Mitgliedstaaten] die erforderlichen

Rechtsbehelfe, damit ein wirksamer Rechtsschutz in den vom Unionsrecht erfassten Bereichen
gewihrleistet ist”.
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7. Nach Art. 267 AEUV kann nur ein ,Gericht” eines Mitgliedstaats dem Gerichtshof der
Europdischen Union ein Vorabentscheidungsersuchen vorlegen.

8. Die Charta enthilt in Titel VI (,,Justizielle Rechte®) Art. 47 (,Recht auf einen wirksamen
Rechtsbehelf und ein unparteiisches Gericht”), der wie folgt lautet:

»Jede Person, deren durch das Recht der Union garantierte Rechte oder Freiheiten verletzt worden
sind, hat das Recht, nach Mafigabe der in diesem Artikel vorgesehenen Bedingungen bei einem
Gericht einen wirksamen Rechtsbehelf einzulegen.

Jede Person hat ein Recht darauf, dass ihre Sache von einem unabhéngigen, unparteiischen und
zuvor durch Gesetz errichteten Gericht in einem fairen Verfahren, offentlich und innerhalb
angemessener Frist verhandelt wird. ...

“

9. Art. 7 Abs. 1 und 2 der Richtlinie 93/13/EWG des Rates vom 5. April 1993 iiber
missbrauchliche Klauseln in Verbrauchervertrigen? in geédnderter Fassung bestimmt:

»(1) Die Mitgliedstaaten sorgen dafiir, dass im Interesse der Verbraucher und der
gewerbetreibenden Wettbewerber angemessene und wirksame Mittel vorhanden sind, damit der
Verwendung missbrauchlicher Klauseln durch einen Gewerbetreibenden in den Vertrégen, die er
mit Verbrauchern schliefit, ein Ende gesetzt wird.

(2) Die in Absatz 1 genannten Mittel miissen auch Rechtsvorschriften einschliefien, wonach
Personen oder Organisationen, die nach dem innerstaatlichen Recht ein berechtigtes Interesse
am Schutz der Verbraucher haben, im Einklang mit den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften die
Gerichte oder die zustindigen Verwaltungsbehoérden anrufen konnen, damit diese dariiber
entscheiden, ob Vertragsklauseln, die im Hinblick auf eine allgemeine Verwendung abgefasst
wurden, missbrauchlich sind, und angemessene und wirksame Mittel anwenden, um der
Verwendung solcher Klauseln ein Ende zu setzen.”

B. Nationales Recht

10. In seiner Vorlageentscheidung verweist das vorlegende Gericht auf eine Reihe von
Bestimmungen des nationalen Rechts. Fiir die Zwecke der vorliegenden Schlussantriage sind die
folgenden Bestimmungen von besonderer Bedeutung.

11. Art. 379 Nr. 4 der Ustawa z dnia 17 listopada 1964 r. Kodeks postepowania cywilnego (Gesetz
vom 17. November 1964 — Zivilprozessordnung) sieht vor, dass das Verfahren u. a. dann ungiiltig
ist, wenn das Gericht, das die Sache entscheidet, nicht geméf3 den gesetzlichen Bestimmungen
zusammengesetzt ist oder das Verfahren im Beisein eines Richters gefithrt wurde, der
ausgeschlossen war.

12. Gemaf3 Art. 398° Nr. 3 dieses Gesetzes ist eine Rechtsbeschwerde nur zuldssig, wenn u. a. die
angefochtene Entscheidung in einem ungiiltigen Verfahren ergangen ist.

* ABL 1993, L 95, S. 29.

ECLI:EU:C:2021:557 3



SCHLUSSANTRAGE VON HERRN BOBEK — RECHTSSACHE C-132/20
GETIN NOBLE BANK

13. Nach Art. 398" dieses Gesetzes priift das Oberste Gericht die Rechtsbeschwerde im Umfang
und anhand der Griinde des Rechtsmittels. Im Rahmen der Tragweite des Rechtsmittels
beriicksichtigt dieses Gericht die Ungiiltigkeit des Verfahrens jedoch von Amts wegen.

III. Sachverhalt, Ausgangsverfahren und Vorlagefragen

14. Am 3. Mirz 2017 erhoben die Kassationsbeschwerdefiihrer des Ausgangsverfahrens vor dem
Sad Okregowy w Swidnicy (Bezirksgericht Schweidnitz, Polen) Klage gegen die
Kassationsbeschwerdegegnerin, die Getin Noble Bank SA. Die Kassationsbeschwerdefithrer
beantragen, die Kassationsbeschwerdegegnerin zu verurteilen, an sie als Gesamtgldubiger einen
Betrag von 175 107,10 polnischer Zloty (im Folgenden: PLN) zuziiglich gesetzlicher Verzugszin-
sen fiir die Zeit ab Rechtshédngigkeit bis zum Tag der Zahlung zu zahlen. Die Parteien hatten am
3. April 2008 einen an eine Fremdwéahrung (Schweizer Franken; im Folgenden: CHF) gekoppelten
Hypothekenkreditvertrag geschlossen. Die Kassationsbeschwerdefiihrer machten die Missbrau-
chlichkeit des in diesem Vertrag geregelten Kopplungsmechanismus des Kredits sowie einer
sogenannten Paketklausel betreffend eine Versicherung fiir den Fall, dass die Eintragung der
Hypothek wéhrend der ersten drei Monate der Kreditlaufzeit abgelehnt wird, geltend.

15. Mit Urteil vom 21. August 2018 gab der Sad Okregowy w Swidnicy (Bezirksgericht
Schweidnitz) den Klagen teilweise statt. Das Gericht hielt die Vertragsklauseln des streitigen
Kreditvertrags, die der Bank erlaubten, den CHF-Wechselkurs frei zu bestimmen, fiir
rechtswidrig. Es sprach den Kassationsbeschwerdefiihrern als Gesamtgldubigern einen Betrag von
16 120,12 PLN nebst gesetzlichen Verzugszinsen zu.

16. Die Kassationsbeschwerdefiihrer legten gegen dieses Urteil Berufung beim Sad Apelacyjny we
Wroctawiu (Berufungsgericht Breslau, Polen) ein. Dieser wies die Berufungen mit Urteil vom
28. Februar 2019 zuriick und schloss sich den tatsachlichen Feststellungen sowie der rechtlichen
Beurteilung des erstinstanzlichen Gerichts an.

17. Gegen das Berufungsurteil (im Folgenden: angefochtenes Urteil) legten die
Kassationsbeschwerdefiihrer beim Sad Najwyzszy (Oberstes Gericht) Rechtsbeschwerde ein; das
Verfahren ist derzeit dort anhingig. Das vorlegende Gericht ist im laufenden Verfahrensstadium
mit der Entscheidung iiber die Zuléssigkeit der Rechtsbeschwerde befasst.

18. Das vorlegende Gericht weist darauf hin, dass die Mitgliedstaaten nach Art. 7 Abs. 1 und 2 der
Richtlinie 93/13 die Moglichkeit vorsehen miissen, dass Verfahren (vor einer Verwaltungsbehorde
oder einem Gericht) eingeleitet werden konnen, um festzustellen, ob Vertragsklauseln
missbrauchlich sind. In Polen habe der nationale Gesetzgeber ein entsprechendes
Gerichtsverfahren geschaffen. Demzufolge miisse eine nationale Einrichtung, die Rechtssachen
im Rahmen der Richtlinie 93/13 priife, die unionsrechtlichen Anforderungen an ein ,Gericht®,
wie sie in der Rechtsprechung des Gerichtshofs entwickelt worden seien, erfiillen.

19. Dem Spruchkorper, der das angefochtene Urteil erlassen habe, gehorten einige Richter an,
deren Unabhingigkeit fraglich sei. Drei von ihnen (Richter FO, Richter GP und Richter HK)
seien durch Erlasse des Prasidenten der Republik Polen vom 23. Januar 1998, 12. Mirz 2015 bzw.
16. April 2012 zum Richter des Berufungsgerichts ernannt worden. Diese Ernennungen seien auf
der Grundlage eines Beschlusses der Krajowa Rada Sadownictwa (Landesjustizrat, Polen; im
Folgenden: Landesjustizrat) erfolgt und zwar in einer Zusammensetzung, die spédter vom
Trybunal Konstytucyjny (Verfassungsgericht, Polen) als verfassungswidrig eingestuft worden sei.
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In seinem Urteil habe das Trybunal Konstytucyjny (Verfassungsgericht) festgestellt, dass eine
Auslegung der einschldgigen Bestimmung des Gesetzes tiber den Landesjustizrat, wonach die
Amtszeit der Mitglieder des Landesjustizrats, die aus dem Kreis der Richter der ordentlichen
Gerichtsbarkeit ausgewahlt werden, individueller Natur sei, gegen Art. 187 Abs. 3 der Verfassung
der Republik Polen verstoflie’. Ein weiteres Problem in dieser Regelung war nach Ansicht des
vorlegenden Gerichts die Tatsache gewesen, dass die Beschliisse des Landesjustizrats keiner
Begriindung bedurften und nicht anfechtbar waren.

20. Zudem fithrt das vorlegende Gericht aus, dass einer dieser drei Richter, Richter FO,
zumindest in seiner ersten Amtsstellung wéhrend des kommunistischen Regierungssystems
ernannt worden sei. Die Art und Weise, in der die Richter damals ernannt wurden, sowie die
Modalititen ihrer Uberwachung und die Méglichkeit ihrer Entlassung hitten nicht den in einem
demokratischen Rechtsstaat und in demokratischen Gesellschaften geltenden Standards
entsprochen. Auch seien mit den nach 1989 in das polnische Recht eingefithrten Anderungen
keine wirksamen Instrumente zur Uberpriifung der Richterernennungen aus kommunistischer
Zeit oder von Verstoflen gegen den Unabhingigkeitsgrundsatz entwickelt worden.

21. Vor diesem Hintergrund fragt sich das vorlegende Gericht, ob es im Hinblick auf das Urteil
des Gerichtshofs A. K. u. a. verpflichtet ist, die Unabhangigkeit der oben genannten Richter zu
tiberpriifen, und, wenn ja, welchen MafSstab es dabei anzulegen hat.

22. Da der Sad Najwyzszy (Oberstes Gericht) Zweifel daran hat, wie die in der Rechtsprechung
des Gerichtshofs aufgestellten Grundsitze zur Unabhéngigkeit der nationalen Justiz auszulegen
und anzuwenden sind, hat er beschlossen, das Verfahren auszusetzen und dem Gerichtshof
folgende Fragen zur Vorabentscheidung vorzulegen:

1. Sind Art. 2, Art. 4 Abs. 3, Art. 6 Abs. 1 und 3 sowie Art. 19 Abs. 1 Unterabs. 2 EUV in
Verbindung mit Art. 47 Abs. 1 und 2 der Charta, Art. 267 Abs. 3 AEUV sowie Art. 38 der
Charta und Art. 7 Abs. 1 und 2 der Richtlinie 93/13 dahin auszulegen, dass eine Einrichtung,
der eine Person angehort, die durch ein politisches Organ der Exekutive eines Staates mit
einem totalitdren, nicht demokratischen, kommunistischen Regierungssystem (Rada Panstwa
Polskiej Rzeczypospolitej Ludowej; Staatsrat der Volksrepublik Polen) auf Antrag des
Justizministers dieses Staates erstmals zum Richter ernannt bzw. spiter (an ein Gericht
hoherer Instanz) versetzt wurde, ein unabhéngiges und unparteiisches, iiber die erforderlichen
Befugnisse verfiigendes Gericht im Sinne des Unionsrechts ist, wenn man insbesondere
bedenkt, dass 1) die Ernennungskriterien nicht transparent waren, 2) der Richter jederzeit
abberufen werden konnte, 3) an dem Ernennungsverfahren weder die Selbstverwaltung der
Richterschaft noch 4) entsprechende Einrichtungen der offentlichen Gewalt, die aus
demokratischen Wahlen hervorgegangen sind, beteiligt waren, was das Vertrauen erschiittern
konnte, das die Rechtsprechung in einer demokratischen Gesellschaft geniefSen muss?

2. Ist fiir die Beantwortung der unter Nr. 1 angefiihrten Frage der Umstand von Bedeutung, dass
die Versetzung auf andere Richterstellen (bei Gerichten hoherer Instanzen) erfolgte wegen der
Anerkennung der entsprechenden Gesamtarbeitszeit (Dienstalter) und aufgrund der
Beurteilung der Arbeit, die diese Person auf dem Posten geleistet hat, fiir den sie zumindest
erstmalig durch das politische Organ, von dem in der ersten Frage die Rede ist, und im
Rahmen des dort beschriebenen Verfahrens ernannt wurde, was das Vertrauen erschiittern
konnte, das die Rechtsprechung in einer demokratischen Gesellschaft geniefSen muss?

*  Urteil vom 20. Juni 2017, K 5/17, OTK-A 2017.
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3. Ist fiir die Beantwortung der unter Nr. 1 angefiihrten Frage der Umstand von Bedeutung, dass
die Versetzung auf andere Richterstellen (bei Gerichten hoherer Instanzen, mit Ausnahme des
Sad Najwyzszy [Oberstes Gericht]) nicht von der Ablegung eines Eides abhéngig war, mit dem
sich der Richter zur Wahrung der Werte einer demokratischen Gesellschaft verpflichtet, die
erstmalig ernannte Person vielmehr darauf vereidigt wurde, das politische System eines
kommunistischen Staats zu schiitzen und die sogenannte ,Volksrechtsstaatlichkeit® zu
wahren, was das Vertrauen erschiittern konnte, das die Rechtsprechung in einer
demokratischen Gesellschaft geniefSen muss?

4. Sind Art. 2, Art. 4 Abs. 3, Art. 6 Abs. 1 und 3 sowie Art. 19 Abs. 1 Unterabs. 2 EUV in
Verbindung mit Art. 47 Abs. 1 und 2 der Charta, Art. 267 Abs. 3 AEUV sowie Art. 38 der
Charta und Art. 7 Abs. 1 und 2 der Richtlinie 93/13 dahin auszulegen, dass eine Einrichtung,
der eine Person angehort, die unter grober Verletzung der Verfassungsbestimmungen eines
Mitgliedstaats der Europdischen Union erstmals zum Richter ernannt bzw. spiter (an ein
Gericht hoherer Instanz) versetzt wurde, ein unabhéngiges und unparteiisches, iiber die
erforderlichen Befugnisse verfiigendes Gericht im Sinne des Unionsrechts ist, wenn man
bedenkt, dass die Einrichtung, die diese Person, die anschliefSend zum Richter ernannt wurde,
vorgeschlagen hat (die Krajowa Rada Sadownictwa; Landesjustizrat), wie das
Verfassungsgericht des Mitgliedstaats der Europdischen Union festgestellt hat,
verfassungswidrig zusammengesetzt war, was das Vertrauen erschiittern konnte, das die
Rechtsprechung in einer demokratischen Gesellschaft geniefSen muss?

5. Sind Art. 2, Art. 4 Abs. 3, Art. 6 Abs. 1 und 3 sowie Art. 19 Abs. 1 Unterabs. 2 EUV in
Verbindung mit Art. 47 Abs. 1 und 2 der Charta, Art. 267 Abs. 3 AEUV sowie Art. 38 der
Charta und Art. 7 Abs. 1 und 2 der Richtlinie 93/13 dahin auszulegen, dass eine Einrichtung
ein unabhédngiges und unparteiisches, iiber die erforderlichen Befugnisse verfiigendes Gericht
im Sinne des Unionsrechts ist, der eine erstmals zum Richter ernannte bzw. spiter (an ein
Gericht hoherer Instanz) versetzte Person angehort, die in einem Verfahren vor einer
Einrichtung, die die Bewerber bewertet (Landesjustizrat), als Bewerber fiir diesen Posten
ausgewihlt wurde, wenn dieses Verfahren keine Offentlichkeit und Transparenz der
Bewerberauswahl garantierte, was das Vertrauen erschiittern konnte, das die Rechtsprechung
in einer demokratischen Gesellschaft geniefSen muss?

6. Sind Art. 2, Art. 4 Abs. 3 und Art. 6 Abs. 3 sowie Art. 19 Abs. 1 Unterabs. 2 EUV in Verbindung
mit Art. 47 Abs. 1 und 2 der Charta, Art. 267 Abs. 3 AEUV, Art. 38 der Charta sowie Art. 7
Abs. 1 und 2 der Richtlinie 93/13 dahin auszulegen, dass das letztinstanzliche Gericht eines
Mitgliedstaats der Europdischen Union (Sad Najwyzszy, Oberstes Gericht) zur
Gewihrleistung eines wirksamen gerichtlichen Rechtsschutzes als Mittel gegen die dauerhafte
Anwendung missbrauchlicher Klauseln in Vertragen, die von Verkdaufern und Lieferanten mit
Verbrauchern geschlossen werden, dazu verpflichtet ist, von Amts wegen in jedem
Verfahrensstadium zu priifen, ob

a) das Gericht, von dem in den Nrn. 1 und 4 die Rede ist, die Anforderungen an ein
unabhiéngiges und unparteiisches, tiber die erforderlichen Befugnisse verfiigendes Gericht
im Sinne des Unionsrechts erfiillt, und zwar unabhingig davon, ob sich die Beurteilung der
in diesen Nummern angefiihrten Kriterien auf die Entscheidung tiber die Feststellung der
Missbrauchlichkeit einer Vertragsklausel auswirkt, und

b) ob das Verfahren vor dem Gericht, von dem in den Nrn. 1 und 4 die Rede ist, giiltig ist?
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7. Sind Art. 2, Art. 6 Abs. 1 und 3 sowie Art. 19 Abs. 1 Unterabs. 2 EUV in Verbindung mit Art. 47
Abs. 1 und 2 der Charta, Art. 267 Abs. 3 AEUV, Art. 38 der Charta sowie Art. 7 Abs. 1 und 2 der
Richtlinie 93/13 dahin auszulegen, dass der Feststellung der fehlenden Unabhiangigkeit eines
Gerichts oder eines Richters dieses Gerichts nach dem Recht der Europiischen Union
aufgrund der Umstinde, von denen in den Nrn. 1 bis 5 die Rede ist,
Verfassungsbestimmungen eines Mitgliedstaats der Europidischen Union entgegenstehen
konnen, die die Gerichtsverfassung oder die Ernennung von Richtern regeln und die
Beurteilung der Wirksamkeit der Ernennung eines Richters ausschlieflen?

23. Der Sad Najwyzszy (Oberstes Gericht) hat in seinem Vorlagebeschluss beantragt, das
Vorabentscheidungsersuchen im  beschleunigten Verfahren gemédf$S Art. 105 der
Verfahrensordnung des Gerichtshofs zu behandeln.

24. Mit Beschluss des Prasidenten des Gerichtshofs vom 8. Februar 2020 ist der Antrag des
vorlegenden Gerichts auf Durchfithrung eines beschleunigten Verfahrens abgelehnt worden.

25. Der Rzecznik Praw Obywatelskich (Biirgerbeauftragter, Polen), die polnische Regierung und
die Europdische Kommission haben schriftliche Erklirungen eingereicht. Diese
Verfahrensbeteiligten haben in der Sitzung vom 2. Mérz 2021 auch miindliche Ausfithrungen
gemacht.

IV. Wiirdigung

26. Das vorlegende Gericht hat in der vorliegenden Rechtssache eine Reihe von Fragen zur
Auslegung von Art. 19 Abs. 1 EUV (in Verbindung mit Art. 2 EUV) und Art. 47 der Charta
gestellt. Es ist der Ansicht, dass einige der Richter, die am Erlass des angefochtenen Urteils
mitgewirkt hitten, aufgrund des Verfahrens, mit dem sie erstmals zum Richter ernannt worden
seien, die sich aus diesen Bestimmungen ergebende Anforderung an die Unabhingigkeit
moglicherweise nicht erfiillen wiirden.

27. Mit einer verbliiffenden, fast biblischen® Wendung stellen der Biirgerbeauftragte und, etwas
abgeschwicht, die Kommission die Unabhéngigkeit des vorlegenden Richters selbst in Frage, der
in diesem Fall als Einzelrichter des nationalen Gerichts tagt. Insbesondere macht der
Biirgerbeauftragte geltend, dass die Ernennung des vorlegenden Richters in ein richterliches Amt
mit einem eklatanten Verstof3 gegen nationales Recht behaftet sei. Folglich kénne der vorlegende
Richter nicht als ,Gericht” im Sinne von Art. 267 AEUV angesehen werden, da er das Erfordernis
der Unabhéngigkeit nicht erfiille.

28. Es gibt einen roten Faden zwischen den verschiedenen Rechtsfragen, die das vorliegende
Verfahren unmittelbar (durch die Vorlagefragen) oder mittelbar (durch die
Unzuléssigkeitseinreden) aufwirft: die richterliche Unabhédngigkeit.

5 Matthdus 7:12: , Therefore all things whatsoever ye would that men should do to you, do ye even so to them* (King James Bible) oder in
einer moderneren Ubersetzung: ,Do to others whatever you would have them do to you“ (New American Bible). Vergleichbare deutsche
Fundstellen: ,,Alles nun, was ihr wollt, dass euch die Leute tun sollen, das tut ihr ihnen auch.” (Lutherbibel) bzw. ,Alles, was ihr also von
anderen erwartet, das tut auch ihnen!“ (Einheitsiibersetzung). Die gleiche ,Goldene (Verhaltens-)Regel“ wird aber auch in anderen
Religionen als Grundlehre angesehen.
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29. Daher beginne ich meine Schlussantrdge mit einigen einleitenden Bemerkungen zum Begriff
»richterliche Unabhangigkeit” in der Unionsrechtsordnung (A). Ich werde sodann das Vorbringen
zur angeblichen Unzuldssigkeit des Vorabentscheidungsersuchens erortern (B) und mich,
nachdem ich die Zuldssigkeit bejaht habe, schliefllich der materiellen Priifung der Vorlagefragen
zuwenden (C).

A. Dimensionen der richterlichen Unabhdngigkeit: Art. 267 AEUV, Art. 47 der Charta und
Art. 19 Abs. 1 EUV

30. Die richterliche Unabhingigkeit ist ohne Zweifel ein wesentlicher Bestandteil des
Grundsatzes der ,Rechtsstaatlichkeit”. In Art. 2 EUV wird dieser Grundsatz als einer der ,,Werte,
auf die sich die Union griindet®, anerkannt. Das Erfordernis der richterlichen Unabhéngigkeit ist
auch, wenn auch implizit, in nicht weniger als drei Bestimmungen des Unionsprimérrechts
verankert: Art. 267 AEUV, Art. 19 Abs. 1 EUV und Art. 47 der Charta.

31. Alle drei Bestimmungen werden im vorliegenden Verfahren angefiihrt. In der Tat scheinen im
vorliegenden Fall auf den ersten Blick alle anwendbar zu sein. Dies schliefSt zwar nicht aus, dass
andere Bestimmungen gleichzeitig anwendbar sind, insbesondere sektorbezogene sekundire
Rechtsvorschriften, die ebenfalls spezielle Bestimmungen zum Schutz der Gerichtsbarkeit
enthalten®, oder sogar sekundérrechtliche Instrumente, die sich ausdriicklich auf die richterliche
Unabhingigkeit beziehen’, doch liegt der Zusammenhang zwischen diesen drei zentralen
Vertragsbestimmungen iiber die richterliche Unabhangigkeit klar auf der Hand.

32. Erstens erfolgt das vorliegende Ersuchen gemaéf3 Art. 267 AEUV, wonach jedes ,,Gericht eines
Mitgliedstaats” dem Gerichtshof ein Vorabentscheidungsersuchen vorlegen kann. In diesem
Zusammenhang hat der Gerichtshof zur Beurteilung der Frage, ob es sich bei der vorlegenden
Einrichtung um ein ,Gericht® im Sinne von Art. 267 AEUV handelt, nach stdndiger
Rechtsprechung darauf abgestellt, ob diese Einrichtung unabhingig ist. Dies bedeutet im
Wesentlichen, dass die Einrichtung vor Interventionen oder Druck von aufien geschiitzt ist, die
die Unabhingigkeit des Urteils ihrer Mitglieder im Hinblick auf die ihnen unterbreiteten
Rechtsstreitigkeiten gefdhrden konnten®.

33. Zweitens ergibt sich die Anforderung, dass die Gerichte unabhingig sein miissen, auch aus
Art. 47 der Charta, einer Bestimmung, die ein subjektives Recht auf einen wirksamen
Rechtsbehelf und ein faires Verfahren fiir jeden Verfahrensbeteiligten festschreibt. Im
vorliegenden Fall ist unstreitig, dass die Richtlinie 93/13, die im vorliegenden Fall materiell
anwendbar ist, den Kassationsbeschwerdefithrern des Ausgangsverfahrens ein subjektives Recht
gewdhrt und damit die Anwendung von Art. 47 der Charta auslost.

34. Drittens hat der Gerichtshof in einer relativ neuen, aber inzwischen gefestigten
Rechtsprechung festgestellt, dass aus der in Art. 19 Abs. 1 EUV vorgesehenen Verpflichtung der
Mitgliedstaaten, die erforderlichen Rechtsbehelfe zu schaffen, damit ein wirksamer Rechtsschutz

¢ Wie im vorliegenden Fall der oben unter Nr. 9 der vorliegenden Schlussantrige zitierte Art. 7 der Richtlinie 93/13.

7 Einige Regelungen des Sekundirrechts sind sogar transversal anwendbar, d. h. unabhingig von (materiellen) sektoralen

Rechtsvorschriften. Vgl., obwohl im vorliegenden Fall offensichtlich nicht anwendbar, z. B. die Entscheidung der Kommission vom
13. Dezember 2006 zur Einrichtung eines Verfahrens fiir die Zusammenarbeit und die Uberpriifung der Fortschritte Ruméniens bei der
Erfillung bestimmter Vorgaben in den Bereichen Justizreform und Korruptionsbekimpfung (ABL. 2006, L 354, S. 56), ausfiihrlich
behandelt in meinen Schlussantrigen in der Rechtssache Asociatia ,Forumul Judecatorilor din Roménia“ u. a. (C-83/19, C-127/19,
C-195/19, C-291/19 und C-355/19, EU:C:2020:746, Nrn. 183 bis 225).

8 Vgl u. a. Urteil vom 17. Juli 2014, Torresi (C-58/13 und C-59/13, EU:C:2014:2088, Rn. 17 und 18 sowie die dort angefiihrte
Rechtsprechung).
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in den vom Unionsrecht erfassten Bereichen gewihrleistet ist, folge, dass die Unabhéngigkeit
eines jeden nationalen Gerichts, das in diesen Bereichen entscheiden kann, sichergestellt sein
miisse. Wie der Gerichtshof betont hat, ist die Garantie der Unabhéngigkeit dem Auftrag des
Richters inhdrent®. Insoweit geniigt der Hinweis, dass die nationale Einrichtung, die das
angefochtene Urteil erlassen hat — der Sad Apelacyjny we Wroclawiu (Berufungsgericht
Breslau) —, unzweifelhaft ein Gericht ist, das in Bereichen entscheidet, die unter das Unionsrecht
fallen.

35. Diese ,Multiplikation” der Rechtsgrundlagen in Bezug auf den Grundsatz der richterlichen
Unabhingigkeit spiegelt dessen verfassungsrechtliche Bedeutung und Querschnittscharakter in
einer auf Rechtsstaatlichkeit beruhenden Rechtsgemeinschaft wider. Sie fithrt aber auch zu einiger
Verwirrung. Man konnte sich fragen, ob diese Bestimmungen verschiedene Arten von
»richterlicher Unabhingigkeit” festlegen, was zur Folge hitte, dass z. B. ein nationales Gericht im
Sinne einer dieser Bestimmungen unabhéngig sein mag, wéhrend es fiir eine andere Bestimmung
nicht unabhingig genug ist.

36. Wie ich in meinen Schlussantrdgen in der Rechtssache WB u. a. ausfiihrlicher dargelegt habe,
ist dies nicht der Fall: Das Unionsrecht enthdlt nur einen Grundsatz der richterlichen
Unabhéngigkeit'®. Da die drei in Rede stehenden Bestimmungen (Art. 267 AEUV, Art. 47 der
Charta und Art. 19 Abs. 1 EUV) jedoch hinsichtlich ihrer Zielsetzung und Aufgabe
unterschiedlich sind, kann die Art der Priiffung, die durchzufiihren ist, um die Einhaltung des
Grundsatzes der richterlichen Unabhéngigkeit zu iiberpriifen, unterschiedlich ausfallen.
Insbesondere die Intensitiat der Priifung des Gerichtshofs im Hinblick auf die Einhaltung dieses
Grundsatzes und die Schwelle fiir die Feststellung eines Verstofles gegen diesen Grundsatz sind
unterschiedlich .

37. Art. 19 Abs. 1 EUV verpflichtet die Mitgliedstaaten u. a. dazu, ,Rechtsbehelfe [zu schaffen],
damit ein wirksamer Rechtsschutz ... gewdhrleistet ist. Es handelt sich also um eine
Bestimmung, die sich hauptsdchlich mit den strukturellen und systemischen Elementen des
nationalen Rechtsrahmens befasst: Nach Art. 19 Abs. 1 EUV ist entscheidend, ob das
Rechtssystem eines Mitgliedstaats mit dem in Art. 2 EUV verankerten Grundsatz der
Rechtsstaatlichkeit in Einklang steht. In diesem Zusammenhang sind meines Erachtens die
wichtigsten Elemente fiir die Analyse des Gerichtshofs diejenigen, die die allgemeine
institutionelle und verfassungsméfSige Struktur des nationalen Justizwesens betreffen. Elemente,
die sich auf den konkreten Fall beziehen, konnen oft einen allgemeineren Aspekt
veranschaulichen, sind aber fiir sich genommen nicht ausschlaggebend.

38. Die Schwelle fiir einen Verstof} gegen diese Bestimmung ist recht hoch. Es geht ndmlich
darum, ob das/die dem Gerichtshof zur Kenntnis gebrachte(n) Problem(e) geeignet ist/sind, das
ordnungsgeméfle Funktionieren des nationalen Rechtssystems zu gefihrden und dadurch die
Fahigkeit des betreffenden Mitgliedstaats zu beeintriachtigen, den Einzelnen ausreichende
Rechtsbehelfe zu gewihren.

39. Art. 19 Abs. 1 EUV enthilt einen aufSerordentlichen Rechtsbehelf fiir auflergewohnliche
Situationen. Sein Zweck ist es nicht, alle moglichen Probleme zu erfassen, die in Bezug auf die
nationale Justiz auftreten konnen, erst recht keine Einzelfille von Fehlern bei der Auslegung oder

° Vgl Urteile vom 27. Februar 2018, Associagdo Sindical dos Juizes Portugueses (C-64/16, EU:C:2018:117, Rn. 37 bis 42), und vom
20. April 2021, Repubblika (C-896/19, EU:C:2021:311, Rn. 51).

10 Verbundene Rechtssachen C-748/19 bis C-754/19, EU:C:2021:403, Nrn. 161 und 162.
1 Ebd., Nrn. 163 bis 169.
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Anwendung  nationaler = Bestimmungen in einem  ansonsten gesunden  und
unionsrechtskonformen Rechtssystem. Art. 19 Abs. 1 EUV wird nur durch Verstofle von einer
gewissen Schwere und/oder von systemischer Natur verletzt, fiir die das interne Rechtssystem
keine angemessene Abhilfe schaffen kann.

40. Art. 47 der Charta ist dagegen eine Bestimmung, die ein subjektives Recht einer jeden
Verfahrenspartei und zwar auf einen wirksamen Rechtsbehelf und ein faires Verfahren umfasst,
das nach Art. 51 Abs. 1 der Charta zum Tragen kommt, wenn ein Sachverhalt in den
Anwendungsbereich des Unionsrechts fillt. Insoweit erfordert die Uberpriifung der
»Unabhéngigkeit” eines Gerichts im Rahmen von Art. 47 der Charta eine detaillierte Bewertung
aller Umstdnde, die fiir den jeweiligen Fall spezifisch sind. Aspekte, die sich auf ein strukturelles
oder systemisches Merkmal des nationalen Rechtssystems beziehen, sind nur insoweit von
Bedeutung, als sie einen Einfluss auf das konkrete Verfahren haben kénnen.

41. Die Intensitét der Priifung des Gerichtshofs in Bezug auf die Unabhingigkeit der betreffenden
gerichtlichen Einrichtung ist in diesem Zusammenhang moderat: Nicht alle Rechtsverstofie
stellen einen Verstof$ gegen Art. 47 der Charta dar. Voraussetzung ist eine gewisse Schwere. Ist
jedoch der erforderliche Schweregrad erfiillt, reicht dies aus, um einen Verstof$ gegen Art. 47 der
Charta zu begriinden, da keine weitere Bedingung erfiillt sein muss, um das sich aus dem
Unionsrecht ergebende individuelle Recht zu wahren. Insbesondere ist es nicht erforderlich, dass
der festgestellte Verstof$ systemischer Natur ist oder Auswirkungen hat, die tiber den konkreten
Fall hinausreichen.

42. Was schliefllich Art. 267 AEUV betrifft, so hat dieser, obwohl ebenfalls zu dieser
Rechtslandschaft gehorend, ein anderes Ziel und einen anderen Zweck, auf den ich im folgenden
Abschnitt eingehen werde. Die Kernaussage dieses Abschnitts der vorliegenden Schlussantréige
besteht also darin, dass der Begriff ,richterliche Unabhéngigkeit” im Unionsrecht zwar ein und
derselbe ist, dass aber die genauen Elemente, ihre Erheblichkeit, Bedeutung und ihr relatives
Gewicht, die im Zusammenhang mit einem bestimmten Fall zu beriicksichtigen sind,
zwangsldufig je nach der Unionsbestimmung, aufgrund derer sich die Frage der Unabhéngigkeit
stellt, unterschiedlich sind.

B. Zuldssigkeit

43. Zur Zulassigkeit des vorliegenden Vorabentscheidungsersuchens sind verschiedene
Argumente vorgebracht worden. Einige betreffen die Frage, ob die Einrichtung, die das
vorliegende Ersuchen tibermittelt hat, als ein ,Gericht” im Sinne von Art. 267 AEUV anzusehen ist
(1), andere beziehen sich auf die Erheblichkeit der Vorlagefragen (2). Diese Argumente werden
nacheinander gepriift.

1. Ist das vorlegende Gericht ein ,Gericht“ im Sinne von Art. 267 AEUV?

44. Der Biirgerbeauftragte wendet sich gegen die Zuldssigkeit des Vorabentscheidungsersuchens
aus Griinden, die in der Ernennung des Richters liegen, der als Einzelrichter die Vorlagefragen
eingereicht hat. Insbesondere sei der vorlegende Richter durch Beschluss des Prasidenten der
Republik ernannt worden und habe diese Ernennung angenommen, obwohl der entsprechende
Beschluss des Landesjustizrats (vom 28. August 2018) vom Naczelny Sad Administracyjny
(Oberstes Verwaltungsgericht, Polen) vorlaufig ausgesetzt worden sei (Beschliisse vom
27. September 2018 und 8. Oktober 2018). Dariiber hinaus weist der Biirgerbeauftragte darauf
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hin, dass die Ernennung des vorlegenden Richters schlieSlich erst erfolgt sei, nachdem der
polnische Justizminister/Generalstaatsanwalt — fiir den dieser Richter zuvor gearbeitet habe und
zu dem er sehr enge Beziehungen unterhalte — personlich (und nach Ansicht des
Biirgerbeauftragten unrechtmafig) in das Verfahren eingegriffen habe, um seine Ernennung zu
unterstiitzen.

45. Auf dieser Grundlage ist der Biirgerbeauftragte der Ansicht, dass der vorlegende Richter nicht
als ,Gericht” im Sinne von Art. 267 AEUV anzusehen sei. Er auflert insbesondere Zweifel daran,
ob die vorlegende Einrichtung fiir die Zwecke dieser Bestimmung als (i) ein durch Gesetz
errichtetes Gericht angesehen werden kann und (ii) das Erfordernis der Unabhdngigkeit erfiillt.

46. Auch die Kommission macht geltend, dass der vorlegende Richter unter Umstidnden — die
Gegenstand eines derzeit beim Gerichtshof anhéngigen Vorabentscheidungsersuchens sind* —
ernannt worden sei, unter denen es dem Anschein nach einen eklatanten Verstof$ gegen die fiir
Richterernennungen geltenden Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats gegeben habe. Die
Kommission ist jedoch offenbar der Ansicht, dass es in dem Stadium, in dem sich dieses
Verfahren befindet, noch nicht vollstindig gekldrt sei, dass der vorlegende Richter die
Voraussetzungen fiir die Einstufung als ,Gericht” im Sinne von Art. 267 AEUV nicht erfiille.

47. Ich stimme der Kommission im Ergebnis — was die Zuldssigkeit des Ersuchens betrifft — zu,
wenn auch aus anderen Griinden. Fiir meine Schlussfolgerung in diesem Punkt stiitze ich mich
nicht auf tatséchliche Indizien, wie dies von der Kommission vorgetragen wird, sondern eher auf
konzeptionelle Griinde. Die Antwort, die ich vorschlage, hat sehr wenig mit der Bewertung zu tun,
ob der vorlegende Richter selbst ordnungsgemaéf$ ernannt wurde, eine Frage, an der ich ernsthafte
Zweifel hege. Meines Erachtens wird und muss die Analyse, ob die Voraussetzungen fiir ein
»Gericht” erfiillt sind, immer, und dabei sollte es auch bleiben, in Bezug auf die Einrichtung selbst
durchgefiihrt werden und nicht in Bezug auf die Personen, die der Einrichtung angehoren, die das
Ersuchen eingereicht hat.

48. Bei der Darlegung meiner Griinde fiir diese Schlussfolgerung werde ich zunichst den
herkommlichen Ansatz des Gerichtshofs bei dieser Priifung darlegen (a) und dann aufzeigen,
warum ich glaube, dass auch im Licht auflergewohnlicher Félle wie dem vorliegenden daran
festgehalten werden sollte (b).

a) Durch Gesetz errichtete und unabhdngige Einrichtung

49. Der Begriff ,,Gericht” im Sinne von Art. 267 AEUV ist ein autonomer Begriff des Unionsrechts
und muss unabhéngig von den Bezeichnungen und Qualifikationen im nationalen Recht
bestimmt werden. Zu diesem Zweck hat der Gerichtshof herkommlich die so genannten
Dorsch-Kriterien angewandt: Der Gerichtshof priift, ob die vorlegende Einrichtung durch Gesetz
errichtet wurde, ob sie auf Dauer angelegt ist, ob ihre Zustdandigkeit obligatorisch vorgeschrieben
ist, ob ihre Verfahren kontradiktorisch sind, ob sie Rechtsnormen anwendet und ob sie
unabhingig und unparteiisch ist .

2 Rechtssache C-487/19, W. Z. (ABL. 2019, C 337, S. 4). In seinen Schlussantrigen in dieser Rechtssache kommt Generalanwalt Tanchev zu
dem Ergebnis, dass die Ernennung von Richtern durch den Présidenten der Republik unter Missachtung der Aussetzung des
Ernennungsverfahrens durch einen Beschluss des Naczelny Sad Administracyjny (Oberstes Verwaltungsgericht) einen offensichtlichen
und vorsitzlichen Verstof$ gegen die nationalen Vorschriften darstelle und als ein eklatanter Verstofy gegen das Ernennungsverfahren
fiir Richter zu werten sei (EU:C:2021:289, Nrn. 87 bis 89).

13 Urteil vom 17. September 1997, Dorsch Consult (C-54/96, EU:C:1997:413, Rn. 23). Vgl. aus jiingerer Zeit z. B. Urteil vom 9. Juli 2020,
Land Hessen (C-272/19, EU:C:2020:535, Rn. 43 und die dort angefiihrte Rechtsprechung).

ECLI:EU:C:2021:557 11



SCHLUSSANTRAGE VON HERRN BOBEK — RECHTSSACHE C-132/20
GETIN NOBLE BANK

50. Im Rahmen von Art. 267 AEUV hat der Begriff ,Gericht” funktionalen Charakter: Er dient
dazu, die nationalen Stellen zu bestimmen, die — soweit sie rechtsprechende Funktionen
ausiiben — im Rahmen eines Vorabentscheidungsverfahrens Gespréchspartner des Gerichtshofs
werden konnen. Dieses Verfahren bildet den Grundpfeiler des durch die Unionsvertrige
geschaffenen Gerichtssystems, das durch die Einfilhrung eines Dialogs zwischen dem
Gerichtshof und den Gerichten der Mitgliedstaaten die einheitliche Auslegung des Unionsrechts
gewidhrleisten und damit die Sicherstellung seiner Kohérenz, seiner vollen Geltung und seiner
Autonomie sowie letztlich des eigenen Charakters des durch die Vertrige geschaffenen Rechts
ermoglicht'. Dieser gerichtliche Dialog ist von verfassungsrechtlicher Bedeutung, da, wie aus
Art. 19 Abs. 1 EUV hervorgeht, sowohl der Gerichtshof als auch die Gerichte der Mitgliedstaaten
in ihrem jeweiligen Zustdndigkeitsbereich tiber die Wahrung der Rechtsordnung der Union

,wachen“".

51. Da der Zweck des Begriffs ,Gericht“ darin besteht, zwischen Einrichtungen, die in
gerichtlicher Eigenschaft handeln, und Einrichtungen, die in anderer Eigenschaft handeln, zu
unterscheiden, muss sich die Analyse, ob eine nationale Einrichtung die Dorsch-Kriterien erfiillt,
notwendigerweise auf strukturelle, institutionelle Fragen konzentrieren. Entscheidend sind dabei
die Art, die Stellung und die Arbeitsweise dieser Einrichtung innerhalb des institutionellen
Rahmens des betreffenden Mitgliedstaats*.

52. Andererseits wurde diese Analyse nie verwendet, um zu tiberpriifen, ob (eine oder mehrere)
konkrete Personen, die dieser Einrichtung angehdren und in dem ihrer Spruchkorper tagen, der
die Vorlage eingereicht hat, jeweils individuell die Dorsch-Kriterien erfiillen. Der Blick richtete
sich immer auf die vorlegende Einrichtung'” und zwar auch in Féllen, in denen diese Einrichtung
nur aus einer Person bestand .

53. Das Gleiche gilt fiir die Feststellung der beiden spezifischen Dorsch-Kriterien, die im
Zusammenhang mit dem vorliegenden Fall méglicherweise problematisch sind: ein durch Gesetz
errichtetes Gericht sowie seine Unabhéangigkeit.

54. Was erstens das Kriterium des ,durch Gesetz errichteten” Gerichts anbelangt, so legt die
(allerdings nicht sehr reichhaltige) Rechtsprechung nahe, dass zur Erfiillung dieses Kriteriums
die vorlegende Einrichtung, der die konkreten Personen angehoren, die eine Vorlage eingereicht
haben, im Gesetzesrecht eines Mitgliedstaats vorgesehen sein muss. Dieses Kriterium diente
dazu, die Zulassigkeit von Vorlagen von Gremien auszuschlieflen, die auf der Grundlage von
Vertriagen eingerichtet wurden (insbesondere bestimmte Formen von Schiedsgerichten) ¥.

55. Im bahnbrechenden Urteil Nordsee beispielsweise hat sich der Gerichtshof bei seiner Analyse
auf die Rechtsgrundlage fiir die Tétigkeit der vorlegenden Stelle (ein Schiedsgericht, das durch
einen Vertrag zwischen den Parteien eingerichtet worden war) konzentriert und die Auffassung

" Vgl. in diesem Sinne jiingst Urteil vom 2. Mérz 2021, A.B. u. a. (Ernennung von Richtern am Obersten Gericht — Klagen) (C-824/18,
EU:C:2021:153, Rn. 90 und die dort angefiihrte Rechtsprechung).

5 Vgl. in diesem Sinne Gutachten 1/09 (Ubereinkommen zur Schaffung eines einheitlichen Patentgerichtssystems) (EU:C:2011:123,
Rn. 66).

1 Vgl. auch meine Schlussantréige in der Rechtssache Pula Parking (C-551/15, EU:C:2016:825, Nrn. 85 und 86) und Schlussantréige des
Generalanwalts Wahl in den verbundenen Rechtssachen Torresi (C-58/13 und C-59/13, EU:C:2014:265, Nr. 53).

17" Nicht von ungefihr wird bereits in Rechtssachen wie etwa dem Urteil vom 30. Juni 1966, Vaassen-Gobbels (61/65, EU:C:1966:39,
Slg. 1966, S. 273) durchgéngig von ,body* (franzésisch ,organisme®; deutsch ,Einrichtung”) als der betreffenden Einrichtung gesprochen.

18 So z. B. bereits Urteil vom 11. Juni 1987, X (14/86, EU:C:1987:275, Rn. 6 und 7), das ein Vorabentscheidungsersuchen eines italienischen
Pretore als Einzelrichter betraf, der in diesem Verfahrensabschnitt im Wesentlichen als Ermittlungsrichter tatig war.

Einen allgemeinen Uberblick geben z. B. Broberg, M., und Fenger, N., Preliminary References to the European Court of Justice, 2. Aufl.,
Oxford University Press, Oxford, 2014, S. 61 und 62.
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vertreten, dass dessen Tatigkeit angesichts der schwachen Verbindungen zwischen dem
Schiedsverfahren und dem mitgliedstaatlichen Rechtsschutzsystem durch die ordentlichen
Gerichte aufSergerichtlichen Charakter habe®. Ein dhnlicher Ansatz wurde in jiingeren
Rechtssachen verfolgt, in denen der Gerichtshof die Frage nach der tatsachlichen Art der von der
vorlegenden Einrichtung wahrgenommenen Aufgaben gepriift hat?.

56. Richtig ist, dass sich die Beurteilung des Gerichtshofs hinsichtlich der Rechtsnatur der
vorlegenden Einrichtung in den letzten Jahren weiterentwickelt hat und strenger geworden ist*.
Man kann wohl nicht linger behaupten, wie es Generalanwalt Ruiz-Jarabo Colomer vor einigen
Jahren berithmt gemacht hat, dass die ,Rechtsprechung ... kasuistisch, sehr dehnbar und wenig
wissenschaftlich [ist] und ... derart verschwommene Umrisse [hat], dass danach sogar eine
Vorlagefrage zulédssig wire, die Sancho Pansa als Gouverneur der Insel Barataria vorgelegt
wurde“?. Gleichzeitig wurde jedoch (zu Recht) eine gewisse Flexibilitit beibehalten, um
nationalen Einrichtungen, die tatsdchlich gerichtliche Funktionen ausiiben, die Mdglichkeit zu
geben, das Vorabentscheidungsverfahren in Anspruch zu nehmen, unabhingig davon, welchen
Namen oder welche Bezeichnung diese Einrichtungen nach nationalem Recht haben .

57. Dieser Ansatz scheint umso mehr gerechtfertigt zu sein, wenn man beriicksichtigt, dass das
Kriterium ,,durch Gesetz errichtet” im Sinne von Art. 267 AEUV in einer Reihe von Sprachen mit
Begriffen ausgedriickt wird, die sich auf die ,gesetzliche Grundlage” der vorlegenden Einrichtung
beziehen®. Dies unterstreicht noch einmal, dass die Schliisselfrage darin besteht, ob die
Einrichtung auf der Grundlage nationaler Rechtsvorschriften errichtet wurde, und nicht darin, ob
der konkrete Spruchkérper innerhalb dieser Einrichtung im gegebenen Fall in Ubereinstimmung
mit dem nationalen Recht handelt. Die Mehrdeutigkeit des englischen Wortes ,law“ — das sich
sowohl auf Rechtsvorschriften (ein Gesetz) als auch auf ein Regelsystem beziehen kann* — kann
in diesem Zusammenhang daher irrefithrend sein.

58. In der vorliegenden Rechtssache wird der Gerichtshof tatsdchlich ersucht, das Kriterium
»durch Gesetz errichtet” fiir die Zwecke von Art. 267 AEUV auszudehnen. In diesem Sinne
wiirde dieses Kriterium nicht mehr nur bedeuten, dass die vorlegende richterliche Einrichtung
durch Gesetz, in diesem Sinne durch Rechtsvorschriften und nicht durch einen Vertrag, errichtet
wurde, sondern wiirde auch eine Priifung, ob der einzelne vorlegende Richter rechtmdifSig ernannt
wurde, sowie aller anderen moglichen Elemente in Bezug auf die Rechtmafligkeit der Arbeitsweise
dieser Einrichtung erfordern.

2 Urteil vom 23. Mirz 1982 (102/81, EU:C:1982:107, Rn. 7 bis 16).

2 Vgl. u. a. Urteile vom 12. Juni 2014, Ascendi Beiras Litoral e Alta, Auto Estradas das Beiras Litoral e Alta (C-377/13, EU:C:2014:1754,
Rn. 24), vom 17. Juli 2014, Torresi (C-58/13 und C-59/13, EU:C:2014:2088, Rn. 20), und vom 6. Oktober 2015, Consorci Sanitari del
Maresme (C-203/14, EU:C:2015:664, Rn. 18).

2 Vgl. insbesondere Urteile vom 9. Oktober 2014, TDC (C-222/13, EU:C:2014:2265, Rn. 27 bis 38), und vom 21. Januar 2020, Banco de
Santander (C-274/14, EU:C:2020:17, insbesondere Rn. 55).

% Schlussantréige des Generalanwalts Ruiz-Jarabo Colomer in der Rechtssache De Coster (C-17/00, EU:C:2001:366, Nr. 14).

% Vgl. insbesondere Urteil vom 17. Juli 2014, Torresi (C-58/13 und C-59/13, EU:C:2014:2088, Rn. 15 bis 30), und Beschluss vom
23. Oktober 2018, Conseil départemental de l'ordre des chirurgiens-dentistes de la Haute-Garonne (C-296/18, nicht veréffentlicht,
EU:C:2018:857, Rn. 6). Allgemeiner zu dieser Frage und mit weiteren Hinweisen siehe meine Schlussantrige in der Rechtssache
Ministerstwo Sprawiedliwosci (C-55/20, EU:C:2021:500, Nrn. 31 bis 62).

% Vgl. u. a. Deutsch (,gesetzliche Grundlage der Einrichtung”), Spanisch (,origen legal“), Franzésisch (,origine légale), Italienisch (,origine
legale®), Portugiesisch (,origem legal®).

% Wie der Gerichtshof kiirzlich in einem Fall, der, wenn auch in einem anderen Zusammenhang, eine dhnliche Auslegungsfrage aufwarf,
im Urteil vom 15. Mérz 2017, Al Chodor (C-528/15, EU:C:2017:213, Rn. 31), festgestellt hat.
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59. Einen solchen Ansatz halte ich nicht fiir verniinftig. Wie oben erldutert, war mit dem
spezifischen Begriff ,,durch Gesetz errichtetes” Gericht im Zusammenhang mit den Kriterien des
Art. 267 AEUV immer etwas ganz anderes gemeint. Insoweit gibt es auch einen Begriff, der
denselben (oder einen sehr dhnlichen) Namen tragt, ndmlich ,auf Gesetz beruhendes Gericht",
der bei der Priifung, ob das Recht auf ein faires Verfahren im Einzelfall im Sinne von Art. 6
Abs. 1 der Europdischen Menschenrechtskonvention (EMRK) verletzt wurde, eine Rolle spielt?
und der jetzt in Art. 47 der Charta praktisch wiederholt wird %.

60. Aus den bereits oben gegebenen Erlduterungen ergibt sich”, dass die beiden Bestimmungen,
namlich Art. 47 der Charta einerseits und Art. 267 AEUV andererseits, unterschiedliche Zwecke
haben. Die Ermittlung der geeigneten gerichtlichen Gespréachspartner im Sinne von
Einrichtungen in einem Mitgliedstaat, die dem Gerichtshof eine Frage vorlegen diirfen,
unterscheidet sich von der Feststellung von Verstofien gegen die rechtméflige Zusammensetzung
des Gerichts im Einzelfall zum Schutz der auf Unionsrecht beruhenden individuellen Rechte. Im
letzteren Fall muss die Priifung der Rechtmifligkeit der Zusammensetzung der Richterbank
natiirlich die Ebene des Einzelfalls erreichen, wihrend das im ersteren Fall nicht unbedingt
notwendig ist.

61. Es wire daher kein sehr kluger Ansatz, den Begriff ,durch Gesetz errichtetes Gericht” einfach
und mechanisch aus Art. 47 der Charta auszuschneiden und in Art. 267 AEUV einzufiigen, nur
weil diese Bestimmungen weitgehend dhnlich klingen, dabei aber nicht richtig tiber den
unterschiedlichen Inhalt und Zweck dieser Begriffe nachzudenken.

62. Zweitens hat der Gerichtshof in Bezug auf das Unabhdngigkeitskriterium gemafd Art. 267
AEUV in standiger Rechtsprechung festgestellt, dieses Kriterium erfordere, dass es ,Regeln
insbesondere fiir die Zusammensetzung der Einrichtung, die Ernennung, die Amtsdauer und die
Griinde fiir Enthaltung, Ablehnung und Abberufung ihrer Mitglieder gibt, die es ermdglichen,
bei den Rechtsunterworfenen jeden berechtigten Zweifel an der Unempfinglichkeit dieser
Einrichtung fiir dufSere Faktoren und an ihrer Neutralitit in Bezug auf die widerstreitenden
Interessen auszurdumen“®. Der Gerichtshof hat auch klargestellt, dass es ihm grundsétzlich nicht
zustehe, anzunehmen, dass die nationalen Bestimmungen, die die Unabhdngigkeit der Gerichte
gewdhrleisten, in einer den in der innerstaatlichen Rechtsordnung verankerten Grundsitzen
oder den Grundsitzen eines Rechtsstaats zuwiderlaufenden Weise angewandt wiirden?®'.

63. Dementsprechend hat sich die Analyse des Gerichtshofs — auch zu dieser Frage — auf den
rechtlichen Rahmen und die darin festgelegten Garantien zum Schutz der Fahigkeit der Richter,
ihr Amt frei von jeder Form von (direktem oder indirektem, tatséchlichem oder potenziellem)
Druck auszuiiben, konzentriert® Der Schwerpunkt liegt seit jeher auf der Frage, ob die

7 Urteil des EGMR vom 1. Dezember 2020, Gudmundur Andri Astradsson/Island (CE:ECHR:2020:1201JUD002637418, §§ 229 bis 234),
jingst bestdtigt im Urteil des EGMR vom 7. Mai 2021, Xero Flor w Polsce sp. z 0.0./Polen (CE:ECHR:2021:0507JUD000490718, §§ 243
bis 247).

* In jiingster Zeit vgl. z. B. Schlussantrige des Generalanwalts Tanchev in der Rechtssache W. Z. (Rechtssache C-487/19, EU:C:2021:289,
Nrn. 70 bis 80).

» Nrn. 36 bis 42 der vorliegenden Schlussantrége.

% Vgl. in jiungerer Zeit Urteil vom 20. April 2021, Repubblika (C-896/19, EU:C:2021:311, Rn. 53 und die dort angefiihrte Rechtsprechung).
Hervorhebung nur hier.

1 Urteil vom 4. Februar 1999, Kollensperger und Atzwanger (C-103/97, EU:C:1999:52, Rn. 24). Diese Rechtsprechung spiegelt den Ansatz

des EGMR zu dieser Frage wider, vgl. dessen Urteil vom 6. November 2018, Ramos Nunes de Carvalho e S&/Portugal
(CE:ECHR:2018:1106JUD005539113, § 186).

2 Vgl u. a. Urteil vom 24. Mai 2016, MT Hgjgaard und Ziiblin (C-396/14, EU:C:2016:347, Rn. 22 bis 32).
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vorlegende Einrichtung strukturell sowohl von den Parteien eines bei ihr anhingigen
Rechtsstreits * als auch von jeglicher externer Einflussnahme, wie etwa im Fall der Zugehorigkeit
dieser Einrichtung zur Verwaltung®, unabhingig ist.

64. So wurden z. B. in einer jiingeren Rechtssache von einigen Parteien Bedenken geduflert, ob
der vorlegende Richter, der als Einzelrichter tdtig war, den Unionsstandard der Unabhéngigkeit
und Unparteilichkeit erfiille, da er — soweit es um die Frage des Status der italienischen
Friedensrichter ging — zwangsldufig ein Interesse am Ausgang des Rechtsstreits habe. Nach
Priifung der einschldgigen innerstaatlichen Vorschriften hat der Gerichtshof diesen Einwand
jedoch zuriickgewiesen und das Vorabentscheidungsersuchen fiir zulédssig erachtet. Er hat
festgestellt, dass die italienischen Friedensrichter ,ihre Funktionen vorbehaltlich der
Disziplinarvorschriften in volliger Autonomie und ohne Druck von auflen [ausiiben], der ihre
Entscheidungen beeinflussen konnte“. Ohne die konkrete Stellung des vorlegenden Richters zu
tiberpriifen, hat der Gerichtshof hinzugefiigt, dass die Angaben ,keinen Zweifel daran [zulassen]
... dass der Friedensrichter die Kriterien hinsichtlich seiner gesetzlichen Grundlage ...erfallt"*.

b) Wert eines stindigen Dialogs

65. Kurz gesagt wiirde eine Neuauslegung des Begriffs ,Gericht” fiir die Zwecke von Art. 267
AEUYV, die den Gerichtshof verpflichten wiirde, die besonderen Umstinde von Personen zu
priifen, die diesen nationalen Einrichtungen angehoren, sowohl dem Wesen als auch dem Zweck
des Vorabentscheidungsverfahrens zuwiderlaufen. Im Gegensatz zu Art. 47 der Charta und
gegebenenfalls, ab einer gewissen Schwere, auch zu Art. 19 Abs. 1 EUV geht es bei der Priifung
nach Art. 267 AEUV stets lediglich darum, die richtigen institutionellen Gespréchspartner fiir
den Gerichtshof zu ermitteln, nicht aber um die Feststellung der Rechtmaéfliigkeit eines jeden
einzelnen Elements des beim vorlegenden Gericht anhdngigen Verfahrens. Das
Vorabentscheidungsverfahren ist gewissermaflen ein formalisiertes und damit ein formliches
Verfahren: Bei Art. 267 AEUV geht es um den Dialog zwischen den gerichtlichen Einrichtungen,
nicht zwischen den Personen, die diese Einrichtungen bilden.

66. Ich mochte noch vier weitere systemische Griinde hinzufiigen, aus denen ich der Ansicht bin,
dass dies auch in problematischeren Fillen wie dem vorliegenden zu gelten hat.

67. Erstens wire es unverstindlich (und kontraproduktiv), wenn der Gerichtshof sich kategorisch
weigern wiirde, in einen gerichtlichen Dialog mit Einrichtungen einzutreten, die in der Tat,
jedenfalls formal, gerichtliche Funktionen auf nationaler Ebene ausiiben, und die Unterstiitzung
bei der Auslegung und Anwendung des Unionsrechts in den bei ihnen anhéngigen Rechtssachen
benotigen. Es bedarf insoweit wohl kaum des Hinweises, dass die Antwort des Gerichtshofs auf
ihre Fragen sowohl fiir das vorlegende Gericht als auch fiir andere nationale Gerichte, die mit

% Urteil vom 19. September 2006, Wilson (C-506/04, EU:C:2006:587, Rn. 49).

* Damit sind die mit Verwaltungsbeschwerden befassten Stellen von der Anrufung des Gerichtshofs gemidf3 Art. 267 AEUV
ausgeschlossen, vgl. z. B. Urteile vom 30. Mérz 1993, Corbiau (C-24/92, EU:C:1993:118, Rn. 15 bis 17), oder vom 30. Mai 2002, Schmid
(C-516/99, EU:C:2002:313, Rn. 34 bis 38).

% Urteil vom 16. Juli 2020, Governo della Repubblica italiana (Status der italienischen Friedensrichter) (C-658/18, EU:C:2020:572,
insbesondere Rn. 43 und 55). Diese Rechtssache ist von fritheren Rechtssachen zu unterscheiden, die im Wesentlichen dieselbe Frage
betrafen, in denen der Gerichtshof die Vorlage als unzulissig zuriickgewiesen hat, dies allerdings nur, weil das vorlegende Gericht nach
nationalem Recht offensichtlich unzustindig war. Obwohl einige Beteiligten die Frage der Unparteilichkeit aufgeworfen hatten, ist der
Gerichtshof in seinen Beschliissen nicht auf einen solchen Einwand eingegangen, vgl. Beschliisse vom 6. September 2018, Di Girolamo
(C-472/17, nicht veroffentlicht, EU:C:2018:684), und vom 17. Dezember 2019, Di Girolamo (C-618/18, nicht veréffentlicht,
EU:C:2019:1090).
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denselben Rechtsfragen befasst sein konnen, bindend ist*. Daher verpflichtet sich das vorlegende
Gericht mit der Vorlage nach Art. 267 AEUV, der Auslegung des Gerichtshofs in Bezug auf die auf
den betreffenden Fall anwendbaren Unionsbestimmungen zu folgen.

68. Zweitens nimmt die Existenz (angeblicher, moglicher oder wahrscheinlicher) Probleme mit
der rechtlichen und moralischen Rechtschaffenheit des/der nationalen Richter(s), der/die in
einer Rechtssache entscheidet/entscheiden, den einzelnen Verfahrensbeteiligten nicht das Recht
auf eine korrekte Anwendung der einschldgigen Unionsvorschriften. Daher entspricht ein
institutioneller und allgemeiner Ansatz fiir den Begriff ,,Gericht” im Rahmen von Art. 267 AEUV
meines Erachtens eher dem Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf, wie es u. a. in Art. 47 der
Charta verankert ist.

69. Drittens ist der Gerichtshof in praktischer Hinsicht kaum in der Lage, eine Beurteilung der
Unparteilichkeit und moralischen Integritdt bestimmter Richter auf nationaler Ebene in Form
einer Zulassigkeitspriifung gemafl Art. 267 AEUV vorzunehmen. Abgesehen davon, dass ein
solches Vorgehen eine Auslegung der einschldgigen nationalen Gesetze erfordert und auch die
Beweiskraft etwaiger Tatbestandsmerkmale und die Auslegung der Bestimmungen des
nationalen Rechts zwischen den Parteien umstritten sein diirfte, bleibt der entscheidende Punkt,
dass eine detaillierte und eingehende Untersuchung im Rahmen der Zuldssigkeitspriifung
stattfinden miisste. Auf diese Weise wiirde die materielle Priifung eines Anspruchs, der sich
entweder auf Art. 47 der Charta oder auf Art. 19 EUV bezieht, bereits im Stadium der Zulassigkeit
gepriift, wobei die Analyse moglicherweise etwas zirkelschliissig wire¥.

70. Viertens und letztens stellt sich die Frage der horizontalen Konsistenz der Rechtsprechung
des Gerichtshofs. Unter normalen Umstinden wére es fiir eine Reihe von Personen, mich
eingeschlossen, ziemlich befremdlich, wenn der Gerichtshof die ,Qualitit® des/der einzelnen
Richter(s) eines nationalen Gerichts, das ein Vorabentscheidungsersuchen stellt, im Hinblick auf
die Annahme oder Ablehnung dieses Ersuchens beurteilen wiirde. Sind die Richter, die das
Ersuchen gestellt haben, gesetzestreue Personen, die ihr Amt mit der erforderlichen Integritét
ausiiben? Gibt es einen moglichen Interessenkonflikt im Einzelfall? Darf ein Richter, gegen den
ein Disziplinarverfahren lauft, gleichwohl um eine Vorabentscheidung in einer anderen
Rechtssache ersuchen? Was ist mit einem Richter, der der Korruption verdéachtigt wird, gegen
den bereits strafrechtliche Ermittlungen eingeleitet wurden, der aber nicht formell vom Amt
suspendiert wurde? Ist der Gerichtshof verpflichtet, all diesen Fragen nachzugehen, wenn er ihm
vorgelegte Vorabentscheidungsersuchen geméaf3 Art. 267 AEUV | filtert“?

71. In den letzten Jahren, insbesondere angesichts der Rechtsstaatlichkeitskrise in mehreren
Mitgliedstaaten, ist der Gerichtshof nicht nur veranlasst gewesen, seine Rechtsprechung
weiterzuentwickeln, um Hinweise zu Sachverhalten und Szenarien zu geben, die sich nur wenige
jemals hdtten vorstellen konnen, sondern auch, um aufgrund auflergewohnlicher Fille
Ausnahmen von den normalerweise anwendbaren Regeln zu schaffen. Wie bereits an anderer
Stelle ausgefiihrt, kann man meines Erachtens in solchen Féllen nicht sagen, dass mit doppeltem
Maf3 gemessen werde, da es sich um objektiv unterschiedliche Sachverhalte handelt®.

% Allgemein zu dieser Frage und mit Hinweisen auf die einschlidgige Rechtsprechung vgl. meine Schlussantrige in der Rechtssache
Hochtief Solutions Magyarorszagi Fidktelepe (C-620/17, EU:C:2019:340, Nrn. 59 bis 62).

% Vgl. im Einzelnen zu dhnlichen Fragen, die sich im Zusammenhang mit dem Urteil vom 9. Juli 2020, Land Hessen (C-272/19,
EU:C:2020:535), ergeben, meine Schlussantrige in der Rechtssache WB u. a., Nrn. 115 bis 120.

% Vgl. meine Schlussantrége in der Rechtssache WB u. a., Nr. 154.
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72. In der vorliegenden Rechtssache wird der Gerichtshof jedoch tatsdchlich ersucht, die
allgemein geltenden Dorsch-Kriterien — die unabhéngig von der gerichtlichen Einrichtung in
einem Mitgliedstaat transversal auf alle Rechtssachen anwendbar sind — neu auszulegen und den
Anwendungsbereich und die Argumentationsmoglichkeiten (der Verfahrensbeteiligten), die
bereits im Rahmen der Zuléssigkeit nach Art. 267 AEUV geltend gemacht werden konnen, zu
erweitern. Aus den in diesem Abschnitt der Schlussantrdge dargelegten Griinden bin ich nicht der
Ansicht, dass ein derartiger Schritt erforderlich oder, selbst angesichts solch aufSergewdhnlicher
Fille wie in des vorliegenden, geboten ist.

73. Nach alledem komme ich zu dem Schluss, dass die moglichen Maingel im
Ernennungsverfahren des Richters, der die Vorlageentscheidung in der vorliegenden Rechtssache
erlassen hat®*, wund/oder seine personlichen wund beruflichen Bindungen zum
Justizminister/Generalstaatsanwalt®  nicht  die = Unzuldssigkeit = des  vorliegenden
Vorabentscheidungsersuchens zur Folge haben sollten.

74. Dieses Ergebnis steht jedoch unter zwei wichtigen Vorbehalten.

75. Erstens ist sehr deutlich darauf hinzuweisen, dass eine solche Schlussfolgerung fiir die
besonderen Zwecke des Art. 267 AEUV keineswegs bedeutet, dass das vorlegende Gericht
rechtméflig zusammengesetzt ist und/oder dass, genauer gesagt, der vorlegende Richter
rechtmiflig ernannt worden ist. Die vom Biirgerbeauftragten angesprochenen Punkte sind
meiner Ansicht nach ndmlich recht beunruhigend. Dies gilt insbesondere dann, wenn man die
Vorwiirfe des Biirgerbeauftragten im — dem Gerichtshof wohl bekannten - breiteren
institutionellen und verfassungsrechtlichen Kontext des Zustands der Rechtsstaatlichkeit in Polen
betrachtet.

76. Diese Faktoren konnten allerdings gegebenenfalls im Rahmen der Beurteilung der
Unabhéngigkeit des vorlegenden Gerichts geméfs Art. 19 Abs. 1 EUV und/oder Art. 47 der
Charta von Bedeutung sein und moglicherweise zu dem Ergebnis fiithren, dass ein Verstof$ gegen
diese beiden Bestimmungen vorliegt. Dagegen handelt es sich, wie oben erldutert, nicht um
Faktoren, die normalerweise fiir die Feststellung relevant sind, ob eine nationale Einrichtung ein
,Gericht“ im Sinne von Art. 267 AEUV darstellt. Die Annahme, dass formale institutionelle
Partner ihre Gesprache fortsetzen sollten, auch wenn bei einem von ihnen ernsthafte Bedenken
an den personlichen Voraussetzungen von der anderen Seite zugehorigen Personen bestehen,
beruht auf ganz anderen Erwagungen als der — wenn auch nur stillschweigenden — Anerkennung
der anderen Seite.

77. Zweitens schliefle ich letztlich eine andere Schlussfolgerung nicht aus, wenn die Signifikanz
der Umsténde in Bezug auf die personliche Situation eines oder mehrerer Richter eines nationalen
Gerichts, das formal ein Ersuchen geméf3 Art. 267 AEUYV stellt, iiber die betreffende(n) Person(en)
hinausgeht und Auswirkungen auf die allgemeine Funktionsweise der nationalen Einrichtung hat,
der die Richter angehoren. Bei einem solchen Sachverhalt wire der Blick und die Priifung jedoch
auf die Einrichtung, die eine Vorlageentscheidung erlésst, gerichtet, wie es der Argumentation in

® Der Vollstindigkeit halber, aber meines Erachtens ohne jeden Einfluss auf die Entscheidung der vorliegenden Rechtssache, sei

hinzugefiigt, dass nach der miindlichen Verhandlung in der vorliegenden Rechtssache das Vorliegen von Verfahrensfehlern in dem
betreffenden Ernennungsverfahren durch Urteile des Naczelny Sad Administracyjny (Oberstes Verwaltungsgericht) vom 6. Mai 2021, II
GOK 2/18, II GOK 3/18, II GOK 5/18, II GO 6/18 und II GOK 7/18 festgestellt wurde. Wegen dieser Verfahrensfehler erklédrt dieses
Gericht die angefochtenen Beschliisse des Landesjustizrats fiir nichtig, ohne jedoch die Giiltigkeit der Entscheidungen des Présidenten
der Republik tiber die Ernennung der betreffenden Richter in irgendeiner Weise anzutasten.

% Zu den Problemen, die sich in Bezug auf Art. 19 Abs. 1 EUV und Art. 47 der Charta aus dieser ,unheiligen Allianz“ der Rollen ergeben,
vgl. meine Schlussantrige in der Rechtssache WB u. a., insbesondere Nrn. 178 bis 192.
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der Rechtssache Dorsch und dem in den vorliegenden Schlussantrigen vorgeschlagenen
institutionellen Ansatz entspricht. Die Anwendung eines institutionellen Ansatzes bei der
Priifung der Dorsch-Kriterien bedeutet nicht, dass der institutionelle Kontext unberiicksichtigt
bleibt. Naturgemifl ist eine Einrichtung gewissermafSen die Gesamtheit der Personen, die sie
bilden. In welcher Weise die Personen, die Teil einer (vermeintlich) gerichtlichen Einrichtung
sind, in ein Richteramt berufen wurden, ist eindeutig Teil dieses Kontexts.

78. Diese Situation konnte z. B. in Bezug auf eine abhidngige oder vereinnahmte gerichtliche
Einrichtung in einem Mitgliedstaat entstehen, die dann nicht mehr als ,Gericht bezeichnet
werden kann. Sie kann moglicherweise entstehen, wenn die Anhdufung von Fragen, die sich z. B.
auf die Ernennung zu dieser (formal gerichtlichen) Einrichtung, den politischen Einfluss auf ihre
Entscheidungsfindung und andere mogliche Elemente beziehen, ein Muster offenbart, bei dem
sie kein unabhéngiges Gericht mehr darstellt, das diesen Namen verdient. In einem solchen Fall
wire die Schlussfolgerung jedoch, dass die Einrichtung als solche nicht mehr als ,Gericht*
anzusehen ist und zwar selbst fiir den deutlich leichteren Ansatz des Art. 267 AEUV, was
bedeutet, dass der Gerichtshof dann nicht einmal mehr mit einer solchen Einrichtung in
Verbindung treten kann. Diese letztere Einrichtung wire dann von jedem Dialog ginzlich
abgeschnitten.

79. Unter Beriicksichtigung all dessen bin ich der Ansicht, dass das als Einzelrichter tagende Sad
Najwyzszy (Oberstes Gericht) fiir die Zwecke des vorliegenden Verfahrens noch als ,,Gericht” im
Sinne von Art. 267 AEUV anzusehen ist.

2. Ist das Vorabentscheidungsersuchen im Sinne von Art. 267 AEUV ,entscheidungserheblich“?

80. Eine weitere Frage, die die Zuldssigkeit des Verfahrens betrifft und im vorliegenden Verfahren
aufgeworfen worden ist, betrifft die ,,Entscheidungserheblichkeit” (oder ,Erforderlichkeit®) der
Vorlagefragen.

81. Nach standiger Rechtsprechung liegt die Rechtfertigung des Vorabentscheidungsersuchens
nicht in der Abgabe von Gutachten zu allgemeinen oder hypothetischen Fragen, sondern darin,
dass das Ersuchen fiir die tatsichliche Entscheidung eines Rechtsstreits erforderlich ist*.
Insoweit ist es allein Sache des mit dem Rechtsstreit befassten nationalen Gerichts, das die
Verantwortung fiir die spatere gerichtliche Entscheidung zu tibernehmen hat, anhand der
Besonderheiten der Rechtssache sowohl die Erforderlichkeit einer Vorabentscheidung zum
Erlass seines Urteils als auch die Erheblichkeit der dem Gerichtshof von ihm vorgelegten Fragen
zu beurteilen®.

82. Infolgedessen spricht eine Vermutung fiir die Entscheidungserheblichkeit der Fragen zum
Unionsrecht. Der Gerichtshof kann die Beantwortung einer Vorlagefrage eines nationalen
Gerichts nur ablehnen, wenn die erbetene Auslegung des Unionsrechts offensichtlich in keinem
Zusammenhang mit den Gegebenheiten oder dem Gegenstand des Ausgangsrechtsstreits steht,
wenn das Problem hypothetischer Natur ist oder wenn der Gerichtshof nicht iiber die
tatsdchlichen und rechtlichen Angaben verfiigt, die fiir eine zweckdienliche Beantwortung der
ihm vorgelegten Fragen erforderlich sind *.

4 In diesem Sinne Urteil vom 28. Mérz 2017, Rosneft (C-72/15, EU:C:2017:236, Rn. 194 und die dort angefiihrte Rechtsprechung).

# Vgl. Urteil vom 24. November 2020, Openbaar Ministerie (Urkundenfilschung) (C-510/19, EU:C:2020:953, Rn. 25 und die dort
angefiithrte Rechtsprechung).

“ Ebd., Rn. 26.
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83. Konkret zum Kriterium der Erheblichkeit/Erforderlichkeit hat der Gerichtshof in stindiger
Rechtsprechung ausgefithrt, dass dieses Kriterium voraussetzt, dass die in der
Vorabentscheidung gegebene Antwort in der vom vorlegenden Gericht zu treffenden
Entscheidung beriicksichtigt werden kann*.

84. In diesem Zusammenhang hat der Gerichtshof im Urteil Miasto Lowicz — einer jiingeren
Rechtssache, in der es, wie im vorliegenden Fall, um Fragen der Rechtsstaatlichkeit ging — betont,
dass fiir die Feststellung der Erheblichkeit im Sinne von Art. 267 AEUV ein Ankniipfungspunkt
zwischen dem Rechtsstreit, mit dem das vorlegende Gericht befasst ist, und den Bestimmungen
des Unionsrechts, um deren Auslegung ersucht wird, bestehen muss, ,so dass diese Auslegung
einem objektiven Erfordernis fiir die Entscheidung entspricht, die das nationale Gericht zu treffen
hat“®. Dieser Ankniipfungspunkt ist nach Ansicht des Gerichtshofs gegeben, wenn (i) der
Rechtsstreit einen sachlichen Bezug zum Unionsrecht aufweist, (ii) sich die Frage auf die
Auslegung von Verfahrensvorschriften des Unionsrechts bezieht, die moglicherweise anwendbar
sind oder (iii) die beim Gerichtshof nachgesuchte Antwort geeignet ist, dem nationalen Gericht
eine Auslegung des Unionsrechts an die Hand zu geben, die es ihm ermoglicht, tber
Verfahrensfragen des nationalen Rechts zu entscheiden, bevor es in dem bei ihm anhédngigen
Verfahren in der Sache entscheiden kann*.

85. Die vorliegende Rechtssache fillt nicht unter die ersten beiden Kategorien, da es keine
materiell-rechtliche oder verfahrensrechtliche Unionsvorschrift gibt, die in dem beim
vorlegenden Gericht anhdngigen Rechtsstreit anwendbar ist und an deren Auslegung oder
Giltigkeit das vorlegende Gericht Zweifel hegt. Zwar beruft sich das vorlegende Gericht auf
Art. 7 Abs. 1 und 2 der Richtlinie 93/13 sowie auf Art. 38 der Charta als Bestimmungen, die auch
auf den Rechtsstreit des Ausgangsverfahrens anwendbar sein konnten. Es bediirfte jedoch
ziemlich grofier Phantasie und einer langen Kette transitiver Argumentation, um vom
Anwendungsbereich dieser Bestimmungen zum Inhalt der Fragen zu gelangen, die dieses Gericht
tatsdchlich vorgelegt hat.

86. Die vorliegende Rechtssache fillt aber jedenfalls in die dritte Kategorie. Das vorlegende
Gericht bedarf namlich zur Kldrung einer verfahrensrechtlichen Frage des nationalen Rechts
einer Antwort des Gerichtshofs auf die Vorlagefragen, bevor es in der Sache entscheiden kann.

87. Nach den im Lauf dieses Verfahrens gewonnenen Informationen erfolgt die Priifung von
Rechtsbeschwerden vor dem Sad Najwyzszy (Oberstes Gericht) grundsatzlich in zwei Stufen. In
einem ersten Schritt priift er, als Einzelrichter tagend, die Zulassigkeit des Rechtsmittels. Gemaf3
Art. 398° Abs. 1 Nr. 3 der polnischen Zivilprozessordnung (im Folgenden: polnische ZPO) ist
eine Rechtsbeschwerde nur zuldssig, wenn die angefochtene Entscheidung u. a. in einem
ungiiltigen Verfahren ergangen ist. Nach Art. 379 Nr. 4 der polnischen ZPO ist ein Verfahren
u. a. dann ungiiltig, wenn das Gericht, das die Sache entscheidet, nicht gemaf} den gesetzlichen
Bestimmungen zusammengesetzt ist oder das Verfahren im Beisein eines Richters gefiihrt wurde,
der ausgeschlossen war. Nur wenn ein Rechtsmittel als zuldssig erachtet wird, priift der dann in
einem mit drei Richtern besetzten Spruchkorper entscheidende Sad Najwyzszy (Oberstes
Gericht) die Begriindetheit des Rechtsmittels in einem nachfolgenden Schritt.

# Vgl. u. a. Urteile vom 13. September 2016, Rend6n Marin (C-165/14, EU:C:2016:675, Rn. 24), und vom 19. Juni 2018, Gnandi (C-181/16,
EU:C:2018:465, Rn. 31).

% Urteil vom 26. Mirz 2020, Miasto Lowicz und Prokurator Generalny (C-558/18 und C-563/18, EU:C:2020:234, Rn. 48).
% Ebd., Rn. 49 bis 51.
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88. Wie die polnische Regierung und die Kommission in der miindlichen Verhandlung
klargestellt haben, muss der Richter, der die Zuldssigkeit des Rechtsmittels priift, das Vorliegen
einer der vier Zulédssigkeitsvoraussetzungen nach Art. 398° Abs. 1 der polnischen ZPO positiv
feststellen, damit die Rechtssache fortgesetzt werden kann. Zu diesem Zweck muss der fiir diese
erste Verfahrensstufe zustidndige Richter eine spezifische und gesonderte Entscheidung tiber die
Zuléssigkeit erlassen, unabhédngig davon, ob diese positiv oder negativ ausfillt, und damit diese
Phase der Vorpriifung abschlieflen.

89. In Anbetracht des Vorstehenden kann nicht der Schluss gezogen werden, dass die
Vorlagefragen fiir die vom vorlegenden Gericht zu treffende Entscheidung unerheblich seien. Die
Frage der ordnungsgemaiflen Zusammensetzung des Gerichts, dessen Urteil {iberpriift wird, ist
ndmlich einer der Griinde fiir die Kassationsbeschwerde. Als solche ist sie vom vorlegenden
Gericht, gegebenenfalls von Amts wegen, zu priifen, und jede Schlussfolgerung, die zu diesem
Punkt gezogen wird, ist gesondert zu begriinden. Eine solche Frage beinhaltet daher in der Tat
ein vorab zu kldarendes Element der Vereinbarkeit zwischen nationalem Recht und Unionsrecht,
mit dem sich das vorlegende Gericht befassen muss, um tiiber die Zuldssigkeit der
Rechtsbeschwerde entscheiden zu kdnnen.

90. Infolgedessen halte ich die Vorlagefragen fiir entscheidungserheblich und damit fiir zuléssig,
weil die Antwort des Gerichtshofs auf diese Fragen das vorlegende Gericht in die Lage versetzen
wird, in einer bei ihm anhdngigen Rechtssache eine Entscheidung zu treffen.

C. Materielle Priifung

91. Mit seinen — teilweise zusammen zu priifenden — Fragen wirft das vorlegende Gericht vor
dem Gerichtshof eine Reihe von Zweifelsfragen zur Auslegung des Grundsatzes der richterlichen
Unabhingigkeit auf, die sich im Zusammenhang mit Art. 19 Abs. 1 EUV in Verbindung mit Art. 2
EUV und Art. 47 der Charta ergeben. Obwohl das vorlegende Gericht in seinen Fragen eine Reihe
anderer Bestimmungen heranzieht, bin ich nicht der Ansicht, dass eine gesonderte Erorterung
dieser anderen Bestimmungen zusétzliche Klarheit zu den aufgeworfenen Fragen schaffen konnte.

92. Die vom vorlegenden Gericht aufgeworfenen Fragen betreffen erstens die Art und Weise der
Analyse, die es vornehmen muss, um die Einhaltung des Grundsatzes der richterlichen
Unabhéngigkeit zu {berpriifen; dabei unterscheidet das vorlegende Gericht zwei Formen,
namlich die abstrakte und die konkrete Analyse. Dieses Problem hat Querschnittscharakter und
findet sich in mehreren der aufgeworfenen Fragen. Ich werde es daher zundchst in meinen
einleitenden Bemerkungen untersuchen (1). Anschlieflend und in diesem Lichte werde ich zu
den konkreten Fragen iibergehen. Zundchst werde ich priifen, ob bestimmte Tatsachen im
Zusammenhang mit der erstmaligen Ernennung von Personen, die richterliche Funktionen
ausiiben, ihre Unabhiangigkeit im Sinne von Art. 19 Abs. 1 EUV und Art. 47 der Charta in Frage
stellen konnen und zwar unabhéngig davon, ob es sich um eine Ernennung in der Zeit des
kommunistischen Regimes (2) oder zu einem spéteren Zeitpunkt, unter den angeblich
nachfolgenden méngelbehafteten Verfahrenssystemen bis 2018 handelt (3). Schliefdlich werde ich
auf die Zweifel des vorlegenden Gerichts eingehen, ob es grundsétzlich verpflichtet ist, Fragen der
Unabhingigkeit von Amts wegen zu priifen, und ob der Grundsatz der Unabsetzbarkeit der
Richter es daran hindern konnte (4).
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1. Einleitende Bemerkungen: Priifung der richterlichen Unabhdngigkeit

93. Mit seinen Fragen bittet das vorlegende Gericht den Gerichtshof in erster Linie um Klarung
der Art und Weise, wie die Priifung der Einhaltung des Grundsatzes der richterlichen
Unabhingigkeit zu erfolgen hat. Zum besseren Verstindnis der vom vorlegenden Gericht
aufgeworfenen Fragen erscheint es angebracht, die von ihm insoweit geduflerten Zweifel kurz in
Erinnerung zu rufen.

94. In seinem Vorabentscheidungsersuchen weist das vorlegende Gericht darauf hin, dass der
Gerichtshof in seinen fritheren Entscheidungen klargestellt hat, dass fiir die Feststellung, ob ein
nationales Gericht ,unabhéngig” ist, u. a. die Art und Weise der Ernennung seiner Mitglieder
und deren Amtszeit zu beriicksichtigen sei. Insbesondere habe der Gerichtshof festgestellt, dass
unabhingig von dem fiir die Ernennung gewédhlten verfassungsrechtlichen Modell ,jedoch
sicherzustellen [ist], dass die materiellen Voraussetzungen und die Verfahrensmodalititen fiir
den Erlass der Ernennungsentscheidungen so beschaffen sind, dass sie bei den
Rechtsunterworfenen, sind die betreffenden Richter erst einmal ernannt, keine berechtigten
Zweifel an deren Unempfanglichkeit fiir duflere Faktoren und an ihrer Neutralitdt in Bezug auf
die widerstreitenden Interessen aufkommen lassen“?’.

95. Insoweit weist das vorlegende Gericht darauf hin, dass der Gerichtshof im Urteil A. K. u. a.
festgestellt hat, dass angebliche Verstofle gegen den Grundsatz der Unabhéngigkeit unter
Beriicksichtigung aller erheblichen Umstdnde und gegebenenfalls unter Beriicksichtigung der
Grinde und spezifischen Ziele zu priifen sind, die die fraglichen Mafinahmen angeblich
rechtfertigen. Die Bedeutung der erheblichen Umstidnde diirfe nicht fiir sich allein und isoliert
bewertet werden, sondern sie seien in Kombination im Lichte der breiteren rechtlichen und
institutionellen Landschaft zu beurteilen *.

96. Wie das vorlegende Gericht jedoch ausfiihrt, ist es sich nicht sicher, wie die Priifung der
Einhaltung des Grundsatzes der Unabhingigkeit tatsdchlich zu erfolgen hat. Es meint
insbesondere, dass sowohl eine abstrakte als auch eine konkrete Betrachtungsweise in Frage
kommen konnten. Unter Bezugnahme auf die spezielle Situation, um die es im Ausgangsverfahren
geht, fiihrt das vorlegende Gericht aus, dass eine abstrakte Beurteilung bedeuten wiirde, dass jeder
Fall, in dem ein Richter im Wege eines fehlerhaften Verfahrens ernannt worden sei, Anlass zu
Bedenken geben wiirde, unabhédngig von den Auswirkungen auf die jeweilige Rechtssache, um
die es gehe. Dementsprechend wiren die Stellung, das Verhalten und der Werdegang eines
bestimmten Richters, der an der Besetzung eines Spruchkorpers beteiligt sei, in diesem
Zusammenhang unerheblich. Andererseits gebe es die Moglichkeit, die Einhaltung des
Grundsatzes der Unabhingigkeit im konkreten Fall zu iiberpriifen, was voraussetzte, dass ein
Zusammenhang zwischen einem rechtswidrigen richterlichen Ernennungsverfahren und einer
tatsdchlichen oder potenziellen Auswirkung auf den Ausgang einer bestimmten Rechtssache
nachgewiesen werde.

97. Meines Erachtens beruht das vom vorlegenden Gericht dargelegte Problem auf einer etwas
unvollstandigen Lesart des in Rede stehenden Urteils. Das vorlegende Gericht hebt nur einen
Gesichtspunkt des Urteils A. K. u. a. hervor und stellt dann, ohne auf den Kontext und den
Zweck einer solchen Beurteilung einzugehen, eine falsche Gegensitzlichkeit her, indem es die

¥ Urteil vom 19. November 2019, A. K. u. a. (Unabhingigkeit der Disziplinarkammer des Obersten Gerichts) (C-585/18, C-624/18
und C-625/18, EU:C:2019:982, Rn. 127 und 130 bis 134 sowie die dort angefiihrte Rechtsprechung).

4 Urteil A. K. u. a,, Rn. 152 und 153.
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abstrakte Analyse und die konkrete Analyse als sich gegenseitig ausschlieflend darstellt. Meiner
Ansicht nach sind diese beiden Ansitze, wenn sie in ihrem richtigen Kontext betrachtet werden,
keine Alternativen, sondern sie ergidnzen sich oder sind sogar kumulativ zu sehen.

98. Erstens hat der Gerichtshof durch die Bezugnahme auf ,alle erheblichen Umstédnde“ nicht
irgendeine Art oder Kategorie von relevanten Faktoren ausgeschlossen. Meines Erachtens hat er
lediglich angedeutet, dass es bei der Beurteilung der richterlichen (Un-)Abhéngigkeit
moglicherweise nicht ausreicht, lediglich das ,geschriebene Recht® zu betrachten®. Oft ist es
notwendig, auch die tatsichliche Praxis bei der Anwendung dieser Vorschriften zu
untersuchen®. Dementsprechend kénnen und — wo angebracht — sollten sowohl formale und
institutionelle Faktoren (die fiir eine abstrakte Analyse von zentraler Bedeutung sind) als auch
konkretere und fallspezifische Faktoren (die im Mittelpunkt einer konkreten Analyse stehen)
beriicksichtigt werden.

99. Angesichts der Vielzahl von Situationen, in denen die Frage der Unabhingigkeit der Justiz
aufgeworfen werden konnte, ldsst sich unmoglich von vornherein sagen, welche Art von
Faktoren grofSeres Gewicht haben sollten. Die Bedeutung dieser Faktoren — die, ich wiederhole
es, in jedem Fall in einer Gesamtschau zu beurteilen sind — hiangt natiirlich von den besonderen
Merkmalen des betreffenden Einzelfalls ab.

100. Dariiber hinaus ist auch der Gesamtkontext wichtig, in dem die Bestimmungen Anwendung
finden, und wie sie mit anderen Bestimmungen und Akteuren zusammenhidngen oder
interagieren. (Un-)Abhédngigkeit ist definitionsgeméfs beziehungsorientiert: es ist die
Unabhingigkeit oder Abhangigkeit von etwas oder jemandem. Bildlich gesprochen kann sich die
Priifung also nicht auf die mikroskopische Untersuchung einer Salamischeibe beschrénken, ohne
den Rest der ganzen Salamiwurst sowie die Art und Weise, wie und wo sie normalerweise
aufbewahrt wird, ihren Abstand und ihr Verhéltnis zu anderen Gegenstédnden im Lagerraum, im
Auge zu haben und geflissentlich iibersehen, dass in der Ecke des Raums ein ziemlich grofler
Fleischfresser lauert.

101. Zweitens, und wohl noch wichtiger, ist es ganz einfach unméoglich, von vorneherein,
unabhdngig von der im betreffenden Fall anwendbaren Unionsvorschrift, ein allgemeingiiltiges
Kriterium fiir die Beurteilung der richterlichen Unabhiéngigkeit zu benennen. Der Versuch,
abschliefend und abstrakt festzulegen, wann genau ein bestimmtes Gericht ,,unabhéngig” ist,
ohne den Zweck, fiir den die Frage formuliert wird — also, ob im Zusammenhang mit Art. 267
AEUYV, Art. 47 der Charta oder Art. 19 Abs. 1 EUV — sowie die Umstdnde des Einzelfalls zu
kennen, kommt der Aufforderung an den Gerichtshof recht nahe, den sprichwortlichen Karren
vor das Pferd zu spannen.

102. Wie ich in den vorangegangenen Abschnitten der vorliegenden Schlussantriage zu erldutern
versucht habe und wie ich bereits in meinen Schlussantrdgen in der Rechtssache WB u. a.
ausfiihrlich dargelegt habe, ist der Grundsatz der richterlichen Unabhéngigkeit im Unionsrecht

# Vgl. Urteil des EGMR vom 6. Oktober 2011, Agrokompleks/Ukraine (CE:ECHR:2011:1006JUD002346503, § 136). Vgl. allgemeiner zu
dieser Frage Spano, R., ,The rule of law as the lodestar of the European Convention on Human Rights: The Strasbourg Court and the
independence of the judiciary”, European Law Journal, 2021, S. 9.

% Vgl fiir eine ausfiihrlichere Erorterung und Kategorisierung der moglichen Szenarien meine Schlussantrége in der Rechtssache Asociatia
,Forumul Judecatorilor din Roménia“ u. a. (C-83/19, C-127/19, C-195/19, C-291/19 und C-355/19, EU:C:2020:746, Nrn. 240 bis 248).
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zwar ein und derselbe, aber was genau gepriift wird und welches Maf3 an Uberpriifung ausgeiibt
wird, hédngt davon ab, welche der Bestimmungen des Unionsrechts tatsdchlich zur Anwendung
kommt: Art. 267 AEUV, Art. 19 Abs. 1 EUV oder Art. 47 der Charta®’.

103. Im Zusammenhang mit einer Priifung anhand von Art. 19 Abs. 1 EUV wird sich der
Gerichtshof vermutlich in erster Linie auf formale und institutionelle Faktoren konzentrieren,
widhrend im Zusammenhang mit einer Priifung anhand von Art. 47 der Charta die
fallspezifischen Faktoren im Vordergrund stehen werden. Diese Schwerpunktsetzung wird durch
die Funktionsweise der einzelnen Vorschriften bestimmt: strukturelles Versagen eines
Mitgliedstaats und/oder Verletzung individueller, im Unionsrecht begriindeter Rechte. Doch wie
bereits erldutert, ist das keine bindre Entscheidung: Das eine kann auf das andere hinauslaufen,
auch wenn beides natiirlich nicht dasselbe ist. Das Kriterium ,alle erheblichen Umstdnde”
bedeutet — und man moge mir diese Binsenweisheit verzeihen —, dass alle Umstdnde relevant sein
konnen. Es sind der Schwerpunkt und der Zweck der Bestimmung, die im spezifischen
tatsdchlichen und rechtlichen Kontext eines bestimmten Falles zu bewerten sind und die
letztendlich bestimmen werden, welche von ihnen ausschlaggebend ist.

104. Zusammenfassend lésst sich sagen, dass ein nationales Gericht, um die Einhaltung des in
Art. 19 Abs. 1 EUV und in Art. 47 der Charta verankerten Grundsatzes der Unabhédngigkeit der
Justiz zu beurteilen, alle erheblichen Umsténde priifen und gegebenenfalls die Griinde und
spezifischen Ziele der nationalen Mafisnahmen beriicksichtigen muss, die auf den jeweiligen
Sachverhalt anwendbar sein konnen. In diesem Zusammenhang konnen je nach den Merkmalen
des betreffenden Falles und der/den anwendbaren Unionsvorschrift(en) sowohl formale und
institutionelle Faktoren als auch fallspezifische Faktoren erheblich sein. Die Bedeutung dieser
Faktoren sollte nicht fiir sich oder isoliert bewertet werden, sondern zusammen im Licht der
weiteren rechtlichen und institutionellen Landschaft beurteilt werden.

105. Nach diesen Vorbemerkungen wende ich mich nun den in den einzelnen Vorlagefragen
genannten spezifischen Problemen zu.

2. Fragen 1 bis 3

106. Mit seiner ersten, seiner zweiten und seiner dritten Frage, die eng miteinander verbunden
sind und daher zusammen gepriift werden konnen, mochte das vorlegende Gericht wissen, ob
die Umsténde der ersten Ernennung eines der Richter des Gerichts, das das angefochtene Urteil
erlassen hat (Richter FO), die unter dem kommunistischen Regime der damaligen Volksrepublik
Polen erfolgte, Auswirkungen auf seine Unabhidngigkeit bei der derzeitigen Ausiibung seiner
richterlichen Tétigkeit im Sinne von Art. 19 Abs. 1 EUV und Art. 47 der Charta haben.

107. In diesem Zusammenhang weist das vorlegende Gericht darauf hin, dass in der
kommunistischen Ara in Polen ein Richter bei seinem Amtsantritt gegeniiber dem Prisidenten
des betreffenden Gerichts den Eid ablegte, u. a. die Freiheit, Unabhangigkeit und Macht des
»demokratischen“ polnischen Staates zu festigen, die auf den sozialen, wirtschaftlichen und
politischen Grundsétzen der Volksrepublik Polen beruhende Ordnung zu schiitzen und zu
starken sowie die Achtung vor dem Gesetz und die Loyalitét gegeniiber diesem Staat zu starken.
Nach den damals geltenden Bestimmungen bestand die Aufgabe der Justiz in der Volksrepublik

51 Nrn. 36 bis 42 der vorliegenden Schlussantrage sowie Nrn. 163 bis 169 meiner Schlussantrage in der Rechtssache WB u. a.
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Polen darin, die , Volksdemokratie“ zu schﬁt%en und ihre Entwicklung zum Sozialismus zu
fordern. Die Gerichte in der kommunistischen Ara in Polen waren auch verpflichtet, im Rahmen
ihrer Tatigkeit die Biirger im Sinne der Loyalitét zur Volksrepublik Polen zu erziehen.

108. Nach Ansicht des vorlegenden Gerichts entsprachen die Art und Weise, wie die Richter
damals ernannt wurden, sowie die Modalititen ihrer Uberwachung und der Méglichkeit ihrer
Abberufung nicht den Anforderungen an einen demokratischen Rechtsstaat. Insbesondere seien
die Richter bis 1989 von der Exekutive eines Staates ernannt und entlassen worden, der durch ein
undemokratisches Machtsystem gekennzeichnet gewesen sei: dem Staatsrat. Die Vorschriften, die
die Ernennung und Abberufung von Richtern regelten, hétten nicht nur eine grofSe Abhédngigkeit
von den staatlichen Exekutivorganen begriindet, sondern auch keine transparenten
Ernennungskriterien enthalten und keine Beteiligung der richterlichen Selbstverwaltung oder
aus demokratischen Wahlen hervorgegangener Gremien an dem Ernennungsverfahren
zugelassen. Diese Verfahren wiirden das Vertrauen, das die Justiz in einer demokratischen
Gesellschaft wecken miisse, untergraben.

109. Nach Ansicht des vorlegenden Gerichts haben die nach 1989 in das polnische Recht
eingefithrten Anderungen wenig dazu beigetragen, wirksame Instrumente fiir die Uberpriifung
von Richterernennungen aus der kommunistischen Ara oder méglicher Verstéfle von Richtern
gegen den Grundsatz der Unabhingigkeit zu entwickeln. Es habe daher nach 1989 weder eine
allgemeine Uberpriifung aller richterlichen Ernennungen aus der kommunistischen Ara noch
eine wirksame Uberpriifung einzelner richterlicher Ernennungen gegeben, nicht einmal in
Féllen, in denen einzelne Richter offenkundig gegen den Grundsatz der richterlichen
Unabhingigkeit verstofien hitten.

110. Ich halte die oben genannten Argumente nicht fiir iiberzeugend.

111. Zwar teile ich die Auffassung des vorlegenden Gerichts, dass die Verfahren zur Ernennung
von Richtern und ganz allgemein die Regeln fiir ihre Amtszeit und Titigkeit wihrend der Ara der
Volksrepublik Polen keine ausreichenden Garantien boten, um den in den Unionsvertrdgen
derzeit niedergelegten Anforderungen an die richterliche Unabhingigkeit zu gentigen.

112. Aber im Ubrigen weif ich nicht recht, welche Bedeutung diese Aussage in rechtlicher
Hinsicht fiir die heutige Zeit besitzt. Indem das vorlegende Gericht ein bestimmtes politisches
Weltbild als juristisches Argument verpackt, scheint es etwas zu sagen, das entweder auf eine
echte Riickwirkung oder auf génzlich unbegriindete Unterstellungen hinauslauft.

113. Erstens ist es offensichtlich, dass das Unionsrecht fiir Polen vor seinem Beitritt zur
Europidischen Union keine Geltung hatte. Es ist auch eine Binsenweisheit, dass nach der
Unionsrechtsordnung mangels spezieller Riickwirkungsvorschriften neue Rechtsnormen nicht
auf rechtliche Sachverhalte anwendbar sind, die unter dem alten Recht entstanden und
abgeschlossen sind; sie entfalten ihre Wirkung jedoch fiir die Zukunft und gelten dann auch fiir
neue rechtliche Sachverhalte®?. Daher kann ich mir nicht erklaren, wie die sich aus Art. 19 Abs. 1
EUV und/oder Art. 47 der Charta ergebenden Vorschriften und Maf3stibe auf die Ernennung von
Richtern in Polen vor 1989 angewandt werden konnten, ohne dass dies einer echten Riickwirkung
gleichkdame®.

%2 Vgl mit weiteren Hinweisen, meine Schlussantrége in der Rechtssache E.B. (C-258/17, EU:C:2018:663, Nrn. 44 bis 48).
% Vgl. jedoch Urteil vom 15. Januar 2019, E.B. (C-258/17, EU:C:2019:17, Rn. 54 und 55).
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114. Zweitens gibt es im Unionsrecht in der Tat den Vorbehalt der fortdauernden
Rechtswirkung. Daher konnte sich moglicherweise ein Unabhiangigkeitsproblem nach Art. 19
Abs. 1 EUV und/oder Art. 47 der Charta ergeben, wenn die nationalen Vorschriften, auf die das
vorlegende Gericht verwiesen hat, trotz ihrer Auflerkraftsetzung vor Jahrzehnten auch heute
noch eine gewisse Wirkung entfalten konnten. Dazu wire, was den vorliegenden Fall betrifft, der
Nachweis einer fortdauernden Auswirkung, eines Zusammenhangs zwischen diesen fritheren
nationalen Bestimmungen und den heutigen legitimen und echten Zweifeln in der Vorstellung
des Einzelnen an der Unabhingigkeit und Unparteilichkeit eines Richters, wie des Richters FO,
erforderlich.

115. In dieser Hinsicht enthélt die Vorlageentscheidung jedoch, was angesichts ihrer
Gesamtlinge und Ausfiihrlichkeit eher tiberraschend ist, kaum konkrete Erklarungen dazu, wer
die Person, das Organ oder die Einrichtung sein konnte, die derzeit in der Lage wire,
unzuldssigen Druck auf den Richter FO auszuiiben, und aus welchen Griinden der Richter FO
geneigt sein konnte, diesem Druck nachzugeben. Stattdessen scheint das vorlegende Gericht von
der Annahme auszugehen, dass Richter, die wihrend der kommunistischen Ara ernannt wurden,
automatisch ,fiir immer belastet” sind, einfach aufgrund ihrer Verbindung mit dem friitheren
Regime, und weil sie, wie aus der dritten Frage ersichtlich, nie neu ernannt wurden und nie einen
neuen richterlichen Eid auf den neuen demokratischen Staat geschworen haben.

116. Drittens mochte ich, ohne mich in irgendeiner Weise in der Sache zu solchen
»Vorstellungen” duflern zu wollen, lediglich anmerken, dass es im Lauf der Geschichte eines
jeden Landes Verfassungsmomente gibt, in denen sich verschiedene Optionen hinsichtlich der
Gestaltung neuer staatlicher Institutionen und ihres Personals ergeben®. Bei dieser
verfassungsrechtlichen Entscheidung vor etwa 30 Jahren entschied sich Polen jedoch zusammen
mit einer Reihe anderer Lander in Mitteleuropa fiir Kontinuitét. In der Folge haben die unter
dem fritheren Regime ernannten Richter in Polen von einer doppelten Akzeptanz profitiert und
zwar sowohl auf nationaler als auch auf Unionsebene.

117. Zum einen akzeptierte der neu gebildete demokratische Staat, wie das vorlegende Gericht
hervorhebt, trotz der Verabschiedung gewisser ,Lustrationsmafinahmen“*, dass die in der Ara
der Volksrepublik Polen ernannten Richter im Prinzip im Amt bleiben konnten. Dies hat auch
die polnische Regierung in der miindlichen Verhandlung bestatigt.

118. Zum anderen wurde diese Situation von den Unionsorganen fiir die Zwecke des Beitritts
Polens zur Europdischen Union als mit dem Unionsrecht vereinbar angesehen. Dabei sollte nicht
tibersehen werden, dass die kiinftigen Mitgliedstaaten die sogenannten ,Kopenhagener
Kriterien“* erfiillen mussten, von denen eines das Vorhandensein von institutioneller Stabilitét,
u. a. als Garantie fir Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und den Schutz der Menschenrechte, betraf.

% Esist zu hoffen, dass die in Nr. 1 der vorliegenden Schlussantrige erwidhnte ,Losung” davon ausgenommen ist.

% Der Begriff ,Lustration” — eine Wortneuschopfung, die sich von dem alten lateinischen Wort ,lustratio” ableitet, das ,Reinigung durch
Opfer” bedeutet — wurde weithin fiir Mafinahmen der Justiz in der Ubergangszeit verwendet, die in postkommunistischen Staaten in
Mittel- und Osteuropa ergriffen wurden, um institutionelle und administrative Reformen sowie politische und gesellschaftliche
Verinderungen zu erleichtern. Diese Mafinahmen umfassten haufig Uberpriifungsprogramme, die darauf abzielten, die Integritit und
die Fahigkeiten von Personen (auch Richtern), zu beurteilen, die in einigen Schliisselbereichen der 6ffentlichen Verwaltung tétig waren.
Vgl. allgemein hierzu Europarat, Parlamentarische Versammlung, ,Measures to dismantle the heritage of former communist totalitarian
systems: Guidelines to ensure that lustration laws and similar administrative measures comply with the requirements of a State based on
the rule of law*, Dok. 7568, 3. Juni 1996, und Horne, C. M., , Transitional justice: Vetting and lustration®, in: Lawther, C., Moffett, L., und
Jacobs, D., (Hrsg.), Research Handbook on Transitional Justice, Edward Elgar Publishing, Cheltenham, 2017, S. 424 bis 441.

% Vgl. Schlussfolgerungen des Vorsitzes, Europdischer Rat, Kopenhagen (21. und 22. Juni 1993). Vgl. jetzt Art. 49 EUV.
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119. In diesem Zusammenhang betrachtet, laufen die vom vorlegenden Gericht aufgeworfenen
Fragen im Kern darauf hinaus, dass die von Polen vor Jahrzehnten getroffene und von der
Européischen Union bei seinem Beitritt zur Union akzeptierte verfassungsrechtliche Wahl falsch
gewesen sei. Auch insoweit mochte ich mich nicht zu den politischen Implikationen dieser
Auffassung dufSern. Was jedoch die vorliegende Rechtssache betrifft, so kime jedes gerichtliche
Eingreifen, das die Entscheidungen eines nationalen Richters, wie des Richters FO, fiir ungiiltig
erklaren wiirde, nur weil er erstmals in der Volksrepublik Polen in ein richterliches Amt berufen
worden war, einer erneuten Lustrationsmafinahme gleich.

120. Viertens gibt es keine Bestimmung des Unionsrechts, die es dem Gerichtshof erlaubt, die Art
und Weise zu iberpriifen, in der die Mitgliedstaaten vor ihrem Beitritt mit dem politischen,
rechtlichen und administrativen Erbe der fritheren Regime umgegangen sind*. Ebenso verbleibt
die Gestaltung der geltenden oder neuen Regeln fiir die Organisation der Justiz, die Ernennung
von Richtern oder die richterliche Disziplin regelmiflig in der institutionellen
Entscheidungsfreiheit der Mitgliedstaaten .

121. Das bedeutet jedoch nicht, dass jedwede Lustrationsmafinahme, die ein Mitgliedstaat jetzt
ergreift, der Uberpriifung ihrer Vereinbarkeit mit dem Unionsrecht, sofern letzteres Anwendung
findet, entzogen wire. Insbesondere miisste eine Mafinahme, die sich auf die Tatigkeit der
nationalen Gerichte in den vom Unionsrecht geregelten Bereichen auswirken konnte, u. a. mit
den in Art. 19 Abs. 1 EUV enthaltenen Grundsitzen, die die in Art. 2 EUV verankerten Werte
wie Rechtsstaatlichkeit und Achtung der Grundrechte widerspiegeln, vereinbar sein.

122. Auch wenn der Gerichtshof bisher noch keine Gelegenheit hatte, eine solche MafSnahme zu
tiberpriifen, sind in der Vergangenheit verschiedene Formen der Lustration vom Europdischen
Gerichtshof fiir Menschenrechte (im Folgenden: EGMR) gepriift worden. Dieser hat insoweit
festgestellt, dass Lustrationsmafinahmen gerechtfertigt sein konnen, wenn Ziele verfolgt werden,
die sich u. a. auf den Schutz der nationalen und der o6ffentlichen Sicherheit, die Férderung des
Vertrauens in die neuen demokratischen Institutionen, die Verhinderung von Unruhen, die
Transparenz des oOffentlichen Lebens, die Klarheit und den inneren Frieden in der Gesellschaft,
das wirtschaftliche Wohlergehen des Landes und die Rechte und Freiheiten anderer beziehen®.
In diesem Zusammenhang hat der EGMR auch festgestellt, dass Staaten rechtsgiiltig
Lustrationsmafinahmen ergreifen konnen, da ,ein demokratischer Staat berechtigt ist, von
Beamten Loyalitiat gegeniiber den Verfassungsgrundsétzen zu verlangen, auf denen er beruht“®.

123. Der EGMR hat jedoch die Auffassung vertreten, dass bei derartigen Mafsnahmen, selbst
wenn sie als solche nicht zu einer Verletzung der Menschenrechte fithren, doch bestimmte
Bedingungen erfiillt sein miissen, um mit den Bestimmungen der EMRK vereinbar zu sein. Im
Hinblick auf das, was fiir das vorliegende Verfahren von Bedeutung ist, mochte ich lediglich
darauf hinweisen, dass der EGMR vom nationalen Rechtsrahmen u. a. verlangt, dass er (i)
hinreichend bestimmt ist, um die Verantwortung der jeweiligen Personen individuell zuordnen zu

¥ Meines Wissens gibt es auch kein verbindliches internationales Ubereinkommen zu diesem Thema, insbesondere keines, das fiir die
Europdische Union und/oder ihre Mitgliedstaaten verbindlich ist.

% Vgl u. a. Urteil vom 20. April 2021, Repubblika (C-896/19, EU:C:2021:311, Rn. 48).

% Urteil des EGMR vom 21. Oktober 2014, Naidin/Ruménien (CE:ECHR:2014:1021JUD003816207, § 51). Vgl. auch United Nations,
Rule-Of-Law Tools for Post-Conflict States — Vetting: an operational framework, 2006, S. 3 bis 5, mit dem Vorschlag einer
Personalreform, die darauf abzielt, Personen mit schwerwiegenden Integritétsdefiziten aus dem 6ffentlichen Dienst auszuschlieflen, um
das Vertrauen der Biirger wiederherzustellen und 6ffentliche Institutionen wieder zu legitimieren.

% Urteil des EGMR vom 26. September 1995, Vogt/Deutschland (CE:ECHR:1995:0926JUD001785191, § 59).
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konnen®, (ii) angemessene Verfahrensgarantien fiir die betroffenen Personen enthélt® und (iii)
voriibergehender Natur ist, da die objektive Notwendigkeit der Einschrinkung der individuellen
Rechte aufgrund der Ubergangsmafinahmen mit der Zeit abnimmt®.

124. Die Feststellungen des EGMR sind meines Erachtens weitgehend auf die
Unionsrechtsordnung iibertragbar®. In Anbetracht dieser Rechtsprechung habe ich ernsthafte
Zweifel, dass eine Gerichtsentscheidung, wie sie das vorlegende Gericht in Betracht zieht, mit
dem Unionsrecht vereinbar ware. Ohne dass dies nidher erlautert werden muss, sehe ich mehrere
mogliche Probleme, insbesondere im Hinblick auf Art. 2 EUV (Rechtsstaatlichkeit) und die Art. 47
und 48 der Charta (rechtsstaatliches Gerichtsverfahren).

125. Was mir jedoch in jedem Fall am meisten auffillt, ist, dass eine solche MafSnahme Jahrzehnte
nach dem Sturz des fritheren Regimes und der Griindung eines neuen Staates betrachtet wiirde,
aber immer noch, zumindest nominell, im Namen der Notwendigkeit, die kommunistische
Vergangenheit zu bewiltigen. Was auch immer die wahren Motive hinter solchen Vorstellungen
im heutigen Polen sein mogen, ist doch festzuhalten, dass die zeitliche Distanz an sich die
objektive Notwendigkeit solcher Mafinahmen in einer demokratischen Gesellschaft ausschliefien
wiirde®®. Vereinfacht gesagt: Der Verfassungsmoment, in dem solche MafSnahmen legitimerweise
hitten ins Auge gefasst werden konnen, ist meines Erachtens schon lange verstrichen.

126. In Anbetracht der vorstehenden Ausfithrungen bin ich der Auffassung, dass die blofie
Tatsache, dass einige Richter wihrend der Ara der Volksrepublik Polen erstmals in ein
richterliches Amt berufen wurden, fiir sich genommen kein Faktor ist, der als solcher ihre
Unabhéngigkeit heute in Frage stellen kann. Daher sind die in den Fragen 1 bis 3 genannten
Umstdnde nicht geeignet, Zweifel an der Unabhéngigkeit und Unparteilichkeit eines nationalen
Richters wie des Richters FO im Sinne von Art. 19 Abs. 1 EUV und Art. 47 der Charta
aufkommen zu lassen.

3. Fragen 4 und 5

127. Mit seiner vierten Frage mochte das vorlegende Gericht wissen, ob der Umstand, dass einige
Mitglieder, die dem Spruchkorper des Gerichts, der das angefochtene Urteil erlassen hat,
angehorten, auf der Grundlage von Beschliissen des Landesjustizrats in einer Zusammensetzung
ernannt wurden, die sich aus ausgelegten Rechtsvorschriften ergab, die spater vom Trybunat
Konstytucyjny (Verfassungsgericht) fiir verfassungswidrig erklart wurden®, einen Einfluss auf die
Beurteilung der Frage hat, ob dieser Spruchkorper des Gerichts der Anforderung der

¢ Urteile des EGMR vom 24. Juni 2008, Adamsons/Lettland (CE:ECHR:2008:0624JUD000366903, § 116), und vom 3. September 2015,
Soro/Estland (CE:ECHR:2015:0903JUD002258808, §§ 60 und 61). Vgl. auch Europarat, Parlamentarische Versammlung, EntschlieSung
1096 vom 27. Juni 1996 betreffend Mafinahmen zur Beseitigung des Erbes der fritheren kommunistischen totalitiren Systeme, S. 12.

@ Urteile des EGMR vom 14. Februar 2006, Turek/Slowakei (CE:ECHR:2006:0214JUD005798600, § 115), vom 24. Juni 2008,
Adamsons/Lettland (CE:ECHR:2008:0624JUD000366903, N 116), und vom 24. April 2007, Matyjek/Polen
(CE:ECHR:2007:0424JUD003818403, § 62).

% Urteile des EGMR vom 24. Juni 2008, Adamsons/Lettland (CE:ECHR:2008:0624JUD000366903, § 116), und vom 21. Januar 2016,
Ivanovski/ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien (CE:ECHR:2016:0121JUD002990811, § 185). Siehe auch die im letztgenannten
Urteil in § 108, Buchst. a wiedergegebene Aussage der Venedig-Kommission, wonach ,die Einfithrung von Lustrationsmafinahmen sehr
lange nach dem Beginn des Demokratisierungsprozesses in einem Land die Gefahr birgt, Zweifel an ihren tatsichlichen Zielen zu
wecken. Rache darf nicht tiber den Schutz der Demokratie gestellt werden. Es sind daher schliissige Griinde erforderlich®.

® Wie auch in Art. 52 Abs. 3 der Charta und Art. 6 Abs. 3 EUV vorgeschrieben.

Im Sinne der oben in Fn. 63 angefithrten Voraussetzungen gemif der EGMR-Rechtsprechung unter der Annahme, dass ein solcher Fall

iberhaupt tiber die Schwelle des legitimen Ziels und der Rechtsstaatlichkeit kommt, wenn tiberzeugende Beweggriinde fiir solche

Mafinahmen festgestellt werden sollten.

% Siehe oben, Nr. 19 der vorliegenden Schlussantrége.
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Unabhingigkeit entsprach. Mit seiner fiinften Frage mochte das vorlegende Gericht ferner wissen,
ob eine Einrichtung — wie der Landesjustizrat zum mafigeblichen Zeitpunkt —, die bei der
Ernennung von Richtern intransparente und nicht offentliche Verfahren anwendet, als
unabhingig im Sinne des Unionsrechts angesehen werden kann.

128. Diese beiden Fragen konnen zusammen behandelt werden. Sie lassen sich vielleicht am
besten in zwei Stufen angehen: erstens vom Grundsatz her, d. h. ohne Beriicksichtigung des
Gesamtzusammenhangs, und dann, zweitens, durch Anreicherung der Analyse durch diesen
breiteren Kontext®.

129. Zunichst ist darauf hinzuweisen, dass, wie sich aus der Rechtsprechung des Gerichtshofs
und des EGMR ergibt, nicht schon jeder Fehler, der im Zuge des Ernennungsverfahrens eines
Richters auftreten mag, geeignet ist, Zweifel an der Unabhéngigkeit dieses Richters aufkommen zu
lassen.

130. Im Urteil Simpson hat der Gerichtshof darauf hingewiesen, dass eine Vorschriftswidrigkeit,
die bei der Ernennung von Richtern begangen wird, einen Verstof$ gegen Art. 47 der Charta
darstellt, ,insbesondere dann, wenn die Art und Schwere der Vorschriftswidrigkeit dergestalt ist,
dass sie die tatsdchliche Gefahr begriindet, dass andere Teile der Staatsgewalt — insbesondere die
Exekutive — ein ihnen nicht zustehendes Ermessen ausiiben konnen, wodurch die Integritét des
Ergebnisses des Ernennungsverfahrens beeintrachtigt und so beim Einzelnen berechtigte Zweifel
an der Unabhiéngigkeit und Unparteilichkeit des oder der betreffenden Richter geweckt werden®.
Der Gerichtshof hat in diesem Fall festgestellt, dass die vom Rat bei der Ernennung eines Mitglieds
des (damaligen) Gerichts fiir den offentlichen Dienst begangene Unregelmifligkeit nicht so
schwerwiegend war, dass sie gegen Art. 47 der Charta verstief3.

131. In dhnlicher Weise hat die Grofie Kammer des EGMR im Urteil Astradsson anhand von drei
Kriterien gepriift, ob eine vorschriftswidrige Ernennung eines Richters gegen das Recht auf ein
»auf Gesetz beruhendes Gericht“ gemafS Art. 6 Abs. 1 EMRK verstiefs. Der EGMR priifte, ob (i)
ein offensichtlicher Verstofy gegen die innerstaatlichen Vorschriften iiber die Ernennung von
Richtern vorlag, (ii) ob der Verstofl ein Gesetz von grundlegender Bedeutung fiir die Ernennung
von Richtern betraf und (iii) ob der Verstof von den innerstaatlichen Gerichten wirksam
tiberpriift und Abhilfe geschaffen worden war®.

132. Der EGMR hat insbesondere in Bezug auf das zweite oben genannte Element die
Notwendigkeit betont, den Rechtsverstof3 ,,im Licht von Ziel und Zweck des Erfordernisses eines
,auf Gesetz beruhenden Gerichts‘ zu beurteilen, namlich die Fahigkeit der Justiz sicherzustellen,
ihre Aufgaben frei von ungebiihrlichen Einflussnahmen zu erfilllen und dadurch die
Rechtsstaatlichkeit und die Gewaltenteilung zu wahren“. Dementsprechend hat der EGMR
festgestellt, dass ,Verstofie rein technischer Art, die keinen Einfluss auf die Legitimitdt des
Ernennungsprozesses haben, als unterhalb der relevanten Schwelle zu betrachten sind“™.

¢ Dies ist in der Tat ein Fallbeispiel fiir die Beriicksichtigung ,aller erheblichen Umsténde“, wie oben in den Nrn. 98 bis 100 der
vorliegenden Schlussantréige dargelegt.

8 Urteil vom 26. Mirz 2020, Uberpriifung Simpson und HG/Rat und Kommission (C-542/18 RX-II und C-543/18 RX-II, EU:C:2020:232,
vgl. insbesondere Rn. 75 bis 82).

® Urteil des EGMR vom 1. Dezember 2020, Gudmundur Andri Astradsson/Island (CE:ECHR:2020:1201JUD002637418, §§ 244 bis 252).
7 Ebd., § 246.
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133. Vorliegend bezogen sich die vom Trybunal Konstytucyjny (Verfassungsgericht) in seiner
Entscheidung K 5/17 vom 20. Juni 2017 festgestellten Probleme auf die Amtsdauer bestimmter
Mitglieder des Landesjustizrats, einer der am richterlichen Ernennungsverfahren beteiligten
Stellen. Die Feststellungen dieses Gerichts waren tiberwiegend technischer Natur, zumindest
wenn man sie aus der Sicht von Art. 19 Abs. 1 EUV und Art. 47 der Charta betrachtet. Weder
das vorlegende Gericht noch die polnische Regierung haben im Rahmen des vorliegenden
Verfahrens eine konkrete und klare gegenteilige Erklarung abgegeben. Auf Nachfrage zu diesem
Punkt in der miindlichen Verhandlung hat die polnische Regierung erklart, dass die
Unregelmifligkeit in der Zusammensetzung des Landesjustizrats ihrer Ansicht nach keine
automatischen Auswirkungen auf die Giltigkeit der zwischen 2000 und 2018 gefassten
Beschliisse dieses Gremiums habe. Es bleibt auch unklar, inwiefern die Feststellung des Trybunat
Konstytucyjny (Verfassungsgericht) irgendeinen Einfluss auf die 6ffentliche Wahrnehmung der
Unabhingigkeit der drei betreffenden Richter haben konnte.

134. Dies gilt ungeachtet der Tatsache, dass die Rechtsprechung die Bedeutung der Feststellung
eines solchen Umstands deutlich macht.

135. Der Gerichtshof hat beispielsweise im Urteil Kommission/Polen entschieden, dass die
betreffende nationale Regelung — die eine sofort wirksame Herabsetzung des Ruhestandsalters
von Richtern des Obersten Gerichts in Verbindung mit der Befugnis des Prdsidenten der
Republik, nach seinem freien Ermessen einem Richter die Fortsetzung seiner Titigkeit zu
erlauben, vorsah — den Grundsatz der Unabsetzbarkeit der Richter, der fiir deren
Unabhingigkeit wesentlich ist, beeintrachtige und damit gegen Art. 19 Abs. 1 EUV verstof3e.
Aufgrund ihrer besonderen Merkmale und in Anbetracht der Umsténde, unter denen sie erlassen
wurde, ist der Gerichtshof zu dem Schluss gelangt, dass diese Regelung begriindete Zweifel an den
ihr zugrunde liegenden wahren Absichten aufkommen lassen konnte. Insbesondere deuten
mehrere Umstdnde darauf hin, dass die Regelung moglicherweise erlassen wurde, um eine
bestimmte Gruppe von Richtern zu entfernen oder kaltzustellen.

136. In dhnlicher Weise hatte der Gerichtshof in den Urteilen A. K. u. a. und Repubblika™ die
Zusammensetzung und Funktionsweise zweier staatlicher Einrichtungen, die in das Verfahren
zur Ernennung von Richtern in ihrem jeweiligen Mitgliedstaat eingreifen, zu priifen. Er hat
insbesondere die Umsténde untersucht, unter denen die Mitglieder dieser Einrichtungen ernannt
wurden, die Art und Weise, in der diese Einrichtungen ihre Aufgaben wahrnahmen, den
umfassenderen rechtlichen Rahmen, der die Rolle und die Tétigkeiten dieser Einrichtungen
regelt, und schliefSlich die politische Landschaft, in der diese Einrichtungen tétig waren.

137. In diesem Licht hat der Gerichtshof im Urteil A. K. u. a. festgestellt, dass bestimmte
Elemente beim Einzelnen Zweifel an der Unempfindlichkeit der betreffenden Einrichtung
gegeniiber dufleren Einfliissen, insbesondere gegeniiber dem Einfluss der Legislative und der
Exekutive, aufkommen lassen konnten, obwohl er die Beurteilung dieser Frage letztlich dem
vorlegenden Gericht tiberlassen hat. Dagegen hat der Gerichtshof in der Rechtssache Repubblika
in Bezug auf die einschlégigen Vorschriften und die Art und Weise, in der diese Vorschriften von
den Organen der Mitgliedstaaten angewandt wurden, nichts gefunden, was auf einen mdoglichen
Mangel an Unabhéngigkeit der betreffenden Einrichtung hinwies. Er sah keinen Grund zu der
Annahme, dass der Prasident der Republik in diesem Mitgliedstaat seine Befugnisse zur
Ernennung von Richtern in einer Weise nutzen konne, die in der breiten Offentlichkeit einen
echten Zweifel hinsichtlich der Unabhéngigkeit der ausgewéhlten Personen wecken konne.

7t Urteil vom 24. Juni 2019, Kommission/Polen (Unabhéngigkeit des Obersten Gerichts) (C-619/18, EU:C:2019:531, Rn. 82 und 85).
7 Urteil vom 20. April 2021, Repubblika (C-896/19, EU:C:2021:311, Rn. 51).
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138. In der Rechtssache WB u. a. hatte das vorlegende Gericht den Gerichtshof nach der
Vereinbarkeit, u. a. mit Art. 19 Abs. 1 EUV in Verbindung mit Art. 2 EUV, einer nationalen
Rechtsvorschrift gefragt, nach der der Justizminister/Generalstaatsanwalt auf der Grundlage
nicht veroffentlichter Kriterien Richter auf unbestimmte Zeit an hohere Gerichte abordnen und
diese Abordnung jederzeit nach eigenem Ermessen beenden konnte. In meinen Schlussantriagen
habe ich die Auffassung vertreten, dass diese Rechtsvorschriften insofern gegen diese
Bestimmungen verstof3en, als sie sich auf die Art und Weise auswirken konnen, in der bestimmte
Richter ihre Aufgaben wahrnehmen. Insbesondere habe ich darauf hingewiesen, dass einige
Richter aufgrund dieser Rechtsvorschriften einen Anreiz haben konnten, zugunsten der
Staatsanwaltschaft oder, allgemeiner, nach dem Geschmack des
Justizministers/Generalstaatsanwalts zu entscheiden. In der Tat kann es fiir Richter unterer
Gerichte verlockend sein, mit einer Abordnung an ein hoheres Gericht, mit moglicherweise
besseren Karriereaussichten und einem hoheren Gehalt, belohnt zu werden. Im Gegenzug kann es
sein, dass Richter, die an hohere Gerichte abgeordnet sind, davon abgehalten werden, unabhingig
zu handeln, um das Risiko zu vermeiden, dass ihre Abordnung durch den
Justizminister/Generalstaatsanwalt beendet wird 7,

139. Anders als in jenen Féllen ist im vorliegenden Fall nichts an ,,Motiv, Mittel und Gelegenheit”
in Bezug auf einen moglichen Mangel an Unabhiangigkeit der drei in Rede stehenden Richter zu
erkennen. Ahnlich wie in meiner Schlussfolgerung in Bezug auf die Umstinde der erstmaligen
Ernennung eines Richters in der Ara der Volksrepublik Polen stellt sich mir auch hier die Frage,
wer derzeit in der Lage sein konnte, unzuldssigen Druck auf die drei in Rede stehenden Richter
auszuitben und zwar als Folge oder wegen des angeblichen Fehlers in ihrem
Ernennungsverfahren, und warum diese Richter zumindest in der Vorstellung der Biirger geneigt
sein konnten, sich diesem Druck zu beugen.

140. Zweitens ergibt sich jedoch ein etwas anderes Bild, wenn die Analyse tatséchlich auf ,alle
erheblichen Umstédnde” ausgeweitet wird, insbesondere wenn man das mogliche ,Motiv, Mittel
und Gelegenheit” beriicksichtigt, das der Entscheidung des Trybunal Konstytucyjny
(Verfassungsgericht) iiber die (nicht) ordnungsgeméfle Zusammensetzung des Landesjustizrats
zugrunde liegt, auf das das vorlegende Gericht all seine Bedenken hinsichtlich der
Ordnungsmaéfligkeit der richterlichen Ernennungen im Zeitraum von 2000 bis 2018 stiitzt. In
diesem Zusammenhang konnte ein neugierigerer oder kritischer Beobachter vielleicht geneigt
sein, sich zu fragen, was die wahren Motive hinter dieser Entscheidung gewesen sind, ob diese
Entscheidung selbst von einem unabhingigen und ordnungsgemaf} zusammengesetzten Gericht
erlassen wurde™ und wie sehr man sich generell auf Entscheidungen einer Einrichtung verlassen
kann, die derzeit als anfillig fiir instrumentellen Missbrauch angesehen werden konnte ™.

 Vgl. meine Schlussantrége in der Rechtssache WB u. a., Nrn. 171 bis 196.

™ Vgl. Urteil des EGMR vom 7. Mai 2021, Xero Flor w Polsce sp. z 0.0./Polen (CE:ECHR:2021:0507JUD000490718), in dem festgestellt
wird, dass bestimmte kiirzlich erfolgte Ernennungen zum Trybunal Konstytucyjny (Verfassungsgericht) unter eklatantem Verstof$ gegen
innerstaatliches Recht erfolgten und dass die rechtswidrige dufSere Einflussnahme auf diese Einrichtung durch die Legislative und die
Exekutive das Wesen des Rechts auf ein ,auf Gesetz beruhendes Gericht” gemiafs Art. 6 Abs. 1 EMRK beeintréchtigt.

5 In jiingster Zeit, und fir das vorliegende Verfahren im Hinblick auf die an diesem Fall interessierten Parteien in gewisser Weise von
Bedeutung, vgl. z. B. das Urteil des Trybunal Konstytucyjny (Verfassungsgericht) vom 15. April 2021, K 20/20, das zu dem Schluss kam,
dass eine Bestimmung des Gesetzes tiber den Biirgerbeauftragten, die vorsieht, dass der Amtsinhaber auch nach Ablauf seines Mandats
im Amt bleibt, bis ein neuer Biirgerbeauftragter ernannt wird, verfassungswidrig sei. Es ist nicht leicht zu verstehen, warum eine solche
Bestimmung, die legitimerweise die institutionelle Kontinuitit in einer Reihe von Einrichtungen in ganz Europa, einschliefSlich des
Gerichtshofs (siehe Art. 5 der Satzung des Gerichtshofs der Europidischen Union), gewéhrleistet, begrifflich verfassungswidrig sein
konnte. Ein mogliches intellektuelles Ritsel in dieser Hinsicht kénnte sich jedoch schnell auflosen, wenn man den Kontext versteht,
insbesondere warum es einen Bedarf fiir eine solche Entscheidung gab und wer sie fiir notwendig erachtete.
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141. Zusammenfassend ist festzustellen, dass die in den Fragen 4 und 5 genannten Umstdnde
ebenfalls nicht geeignet sind, Zweifel an der Unabhéngigkeit und Unparteilichkeit von nationalen
Richtern im Sinne von Art. 19 Abs. 1 EUV und Art. 47 der Charta aufkommen zu lassen.

4. Fragen 6 und 7

142. Mit seiner sechsten Frage mochte das vorlegende Gericht wissen, ob es, um die etwaige
Ungiiltigkeit eines angefochtenen Urteils zu priifen, von Amts wegen kldren muss, ob das
Gericht der Vorinstanz, das das angefochtene Urteil erlassen hat, die Anforderungen an die
Unabhéngigkeit gemaf} Art. 19 Abs. 1 EUV und Art. 47 der Charta erfiillt.

143. Mit seiner siebten Frage mochte das vorlegende Gericht wissen, ob es angesichts des in der
polnischen Verfassung vorgesehenen unwiderruflichen Charakters der Ernennung von Richtern
davon absehen muss, die Unabhingigkeit der Richter, die das angefochtene Urteil erlassen
haben, zu den oben genannten Zwecken zu tiberpriifen.

144. In Anbetracht der Antworten auf die vorangegangenen Fragen besteht grundsitzlich keine
Notwendigkeit, diese Fragen zu beantworten.

145. Der Vollstindigkeit halber werde ich jedoch einige kurze Anmerkungen zu den vom
vorlegenden Gericht in diesen beiden Vorlagefragen aufgeworfenen Fragen machen. Im
Wesentlichen fragt sich das vorlegende Gericht, ob es grundsitzlich verpflichtet ist, Fragen der
Unabhingigkeit von Amts wegen aufzuwerfen, und ob der Grundsatz der Unabsetzbarkeit der
Richter es daran hindern konnte, dies zu tun.

146. Was die sechste Frage betrifft, so ist nicht ganz klar, warum sich diese Frage tiberhaupt stellt,
da der vorlegende Richter offensichtlich nach nationalem Recht verpflichtet ist, die
ordnungsgeméfle Zusammensetzung des Gerichts, das das angefochtene Urteil erlassen hat, von
Amts wegen zu priifen”. Fiir die Zwecke der moglichen Anwendung von Art. 47 der Charta
findet sich jedoch die Antwort auf die Zweifel des vorlegenden Gerichts im Urteil Simpson des
Gerichtshofs”.

147. In diesem Urteil hat der Gerichtshof ausgefiihrt, dass sich aus Art. 47 der Charta, in dem das
Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf bei einem zuvor durch Gesetz errichteten unabhingigen
und unparteiischen Gericht und auf ein faires Verfahren verankert ist, ergebe, dass ,der
Unionsrichter priifen konnen [muss], ob eine Vorschriftswidrigkeit des in Rede stehenden
Ernennungsverfahrens [eines Richters] zu einer Verletzung dieses Grundrechts hat fithren
konnen“. Dieses Recht impliziert auch, dass ,jedes Gericht tberpriifen [muss], ob es in
Anbetracht seiner Zusammensetzung ein solches Gericht ist, wenn insoweit ein ernsthafter
Zweifel besteht”. Auf der Grundlage fritherer Rechtsprechung hat der Gerichtshof ausgefiihrt,
dass ,eine solche Uberpriifung ein wesentliches Formerfordernis [darstellt], das zwingend zu

beachten und von Amts wegen zu priifen ist“”.

7 Siehe oben, Nrn. 13 and 88 der vorliegenden Schlussantrige.

77 Urteil vom 26. Mirz 2020, Uberpriifung Simpson und HG/Rat und Kommission (C-542/18 RX-II und C-543/18 RX-II, EU:C:2020:232,
insbesondere Rn. 75 bis 82).

7 Ebd., Rn. 53 bis 58. Hervorhebung nur hier.
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148. Der Wortlaut dieses Urteils ist eindeutig: Wenn echte Zweifel an der Zusammensetzung des
Spruchkorpers autkommen — z. B. wegen eines moglichen Fehlers im Ernennungsverfahren eines
oder mehrerer davon betroffenen Richter —, muss jedes Gericht der Union diese Frage aufgreifen,
gegebenenfalls auch von Amts wegen. Zwar handelte es sich in der Rechtssache Simpson um ein
gerichtliches Verfahren vor dem Gerichtshof der Europdischen Union, doch finden die sich aus
diesem Urteil ergebenden Grundsédtze immer dann auch fiir nationale Gerichte Anwendung,
wenn Art. 47 der Charta anwendbar ist.

149. Wie in den vorangegangenen Abschnitten dieser Schlussantrige erldutert, gibt es im
vorliegenden Fall jedoch offenbar keinen tatsichlichen Faktor, aus dem sich ein mdéglicher
Mangel an Unabhingigkeit der Richter ergibt, die das angefochtene Urteil erlassen haben.

150. Was die siebte Frage betrifft, so kann ich ebenso wie die Kommission nur schwer erkennen,
wieso der Grundsatz der Unabsetzbarkeit der Richter — ein Grundsatz, der, wie das vorlegende
Gericht ausfiihrt, in der polnischen Verfassung verankert ist — dem entgegenstehen soll, dass das
vorlegende Gericht die Frage der Unabhiangigkeit der betreffenden Richter wegen eines angeblich
rechtswidrigen Ernennungsverfahrens aufwirft.

151. Offenbar geht das vorlegende Gericht davon aus, dass ein nach nationalem Recht formlich
ernannter Richter nicht abgesetzt und die Entscheidung iiber seine Ernennung nicht fiir ungiiltig
erklirt werden kann, obwohl diese Ernennung moglicherweise im Hinblick auf den
unionsrechtlichen Unabhidngigkeitsstandard rechtswidrig ist, weil dies dem Grundsatz der
Unabsetzbarkeit zuwiderlaufen wiirde.

152. Sowohl die Ausgangsannahmen des vorlegenden Gerichts als auch die daraus gezogenen
Schlussfolgerungen sind mir unverstandlich.

153. Erstens konzentriert sich dieses Gericht erneut klinisch isoliert auf eine bestimmte Frage
und konstruiert auf dieser Grundlage einen scheinbaren Widerspruch auf einem sehr hohen
Abstraktionsniveau. Auch wenn nach nationalem Recht die Entscheidung iiber die Ernennung
eines Richters in ein richterliches Amt nicht nachgepriift und fiir nichtig erkléart werden kann,
folgt daraus keineswegs, dass die Entscheidungen dieses Richters nicht nachgepriift werden
konnen oder dass dieser Richter, sofern alle erforderlichen Vorschriften und Verfahren
eingehalten werden, nicht im Wege eines Disziplinar- oder sonstigen einschldgigen Verfahrens
abgesetzt werden kann.

154. Zweitens ist fir mich nicht ersichtlich, wie der Grundsatz der Unabsetzbarkeit eines
Richters, wie er gemeinhin verstanden wird, im Ausgangsverfahren tiberhaupt in Frage stehen
konnte. Der vorlegende Richter hat die Aufgabe, iiber die Zuldssigkeit einer
Kassationsbeschwerde beim Obersten Gericht zu entscheiden. Bei diesem Verfahren handelt es
sich eindeutig nicht z. B. um ein Disziplinarverfahren, in dem die Entfernung des betreffenden
Richters oder die Verhdngung einer anderen DisziplinarmafSnahme gegen ihn beschlossen werden
konnte. Daher sehe ich keinen direkten Konflikt zwischen dem Grundsatz der Unabsetzbarkeit
der Richter und der Moglichkeit, ein in einem Berufungsverfahren ergangenes Urteil wegen einer
angeblich falschen Zusammensetzung des Spruchkérpers fiir ungiiltig zu erkléren.

155. Drittens sehe ich insoweit auch keinen indirekten Konflikt. Meines Erachtens {ibersehen die
in der Vorlageentscheidung geduflerten Erwdagungen zwei wichtige Faktoren, die das Wesen des
Grundsatzes der Unabsetzbarkeit bzw. seine Verkniipfung mit allgemeinen Rechtsgrundsitzen
betreffen.
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156. Zum einen hat der Gerichtshof immer wieder betont, dass zur Gewihrleistung der
Unabhingigkeit der Justiz bestimmte Garantien bestehen miissen, um die Personen zu schiitzen,
die die Aufgabe haben, in einem Rechtsstreit zu entscheiden, wie z. B. Garantien gegen eine
Amtsenthebung. Der Grundsatz der Unabsetzbarkeit besagt insbesondere, dass ,Richter im Amt
bleiben diirfen, bis sie das obligatorische Ruhestandsalter erreicht haben oder ihre Amtszeit,
sofern diese befristet ist, abgelaufen ist“”.

157. Gleichzeitig hat der Gerichtshof jedoch klargestellt, dass der Grundsatz der Unabsetzbarkeit
keine ,vollig absolute” Geltung hat und nicht haben kann. Die Unabsetzbarkeit, und im weiteren
Sinne die richterliche Unabhiéngigkeit, die sie garantieren soll, geht Hand in Hand mit der
richterlichen Rechenschaftspflicht. In der Tat kann es unter der Voraussetzung, ,dass dies durch
legitime und zwingende Griinde gerechtfertigt ist und dabei der Verhéltnismafliigkeitsgrundsatz
beachtet wird“, Ausnahmen von diesem Grundsatz geben. Beispielsweise hat der Gerichtshof
darauf hingewiesen, dass ,allgemein anerkannt [ist], dass Richter abberufen werden koénnen,
wenn sie wegen Dienstunfihigkeit oder einer schweren Verfehlung nicht mehr zur Ausiibung
ihres Amtes geeignet sind, wobei angemessene Verfahren einzuhalten sind“*.

158. Zugegebenermafien birgt das Verhdltnis zwischen dem Grundsatz der Unabsetzbarkeit der
Richter auf der einen und dem Grundsatz der Unabhéngigkeit der Justiz sowie den Rechten auf
effektiven Rechtsschutz und auf ein faires Verfahren auf der anderen Seite einige schwierige
Probleme der Verschriankung. Der Ausgleich zwischen diesen Interessen, die zuweilen in
unterschiedliche Richtungen ziehen, muss im jeweiligen Einzelfall gefunden werden. Dieser
Ausgleich kann nicht abstrakt formuliert werden, wovon das vorlegende Gericht in seiner siebten
Frage wohl ausgeht.

159. Die im Vorabentscheidungsersuchen angedeutete Position lésst sich jedoch unter keinem
denkbaren Ansatz in dieser Frage aufrechterhalten. Diese Position fithrt ndmlich zu einem
Paradoxon: Um die Unabhidngigkeit der Richter zu schiitzen, miissten auch die nicht
unabhingigen Richter geschiitzt werden.

160. Das ist nicht haltbar. In einer auf Rechtsstaatlichkeit basierenden Gemeinschaft, in der die
Grundrechte des Einzelnen — wie das Recht auf einen wirksamen Rechtsschutz und auf ein faires
Verfahren — gewdhrleistet sein miissen, ist genau das Gegenteil von dem, was das vorlegende
Gericht andeutet, richtig. Man konnte sogar so weit gehen, zu sagen, dass zu diesem Zweck die
»~Absetzbarkeit“ von nicht unabhingigen Richtern genauso wichtig ist wie die ,,Unabsetzbarkeit"
von unabhéngigen Richtern. In der Tat verletzt die Existenz von Richtern, die politischen,
wirtschaftlichen oder anderen privaten Interessen untergeordnet sind, den Kern eines auf
Rechtsstaatlichkeit basierenden Rechtssystems und einer auf Gewaltenteilung beruhenden
Demokratie.

161. Damit will ich nicht sagen, dass jeder Richter, dessen Ernennung Fragen der Unabhéngigkeit
aufwirft, automatisch seines Amtes enthoben werden sollte und seine Entscheidungen fiir
ungiiltig erkldrt werden miissten. Jedoch muss ein Rechtssystem in der Lage sein, die Einhaltung
des Prinzips der Unabhiéngigkeit der Justiz durchzusetzen, womit ich zu meinem letzten Punkt
komme.

7 Vgl. Urteil vom 16. Juli 2020, Governo della Repubblica italiana (Status italienischer Friedensrichter) (C-658/18, EU:C:2020:572,
insbesondere Rn. 47 und 48 sowie die dort angefiithrte Rechtsprechung).

% Ebd., Rn. 48.
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162. Wie oben erwéhnt, fithren nicht alle Méngel in einem richterlichen Ernennungsverfahren zu
Unabhéngigkeitsproblemen. In dieser Hinsicht gibt es keinen Automatismus®. Es gibt auch
keinen Automatismus hinsichtlich der Folgen, die sich aus der Feststellung ergeben, dass eine
Person zu Unrecht in ein richterliches Amt berufen wurde, auch dann nicht, wenn die
Rechtswidrigkeit auf einem Verstof3 gegen den Grundsatz der Unabhingigkeit beruht.
Stattdessen muss nach dem Unionsrecht im Licht der Tatsachen und Umsténde des jeweiligen
Einzelfalls eine angemessene Korrelation zwischen den verletzten Vorschriften oder
Grundsitzen, der Schwere des begangenen Verstofles und der Art und dem Umfang der
verfiigbaren Rechtsbehelfe (und gegebenenfalls der gegen die Titer verhdngten Strafen)
hergestellt werden*.

163. Allgemeine Grundsitze des Unionsrechts wie u. a. Verhiltnismafligkeit, Rechtssicherheit,
Rechtskraftwirkung und Fairness des Verfahrens werden bei der Beurteilung der Frage, ob die
nationalen Rechtsbehelfe in diesem Bereich die Einhaltung und Wirksamkeit des Unionsrechts
gewihrleisten, sicherlich nicht unberiicksichtigt bleiben.

164. Daher sehe ich kein Spannungsverhiltnis zwischen der moglichen Feststellung, dass die
Ernennung eines Richters mit einem Verfahrensfehler behaftet war (selbst wenn dieser Fehler so
beschaffen ist, dass er beim Einzelnen Zweifel an dessen Unabhangigkeit aufkommen lasst), und
dem Grundsatz der Unabsetzbarkeit der Richter.

V. Ergebnis

165. Ich schlage dem Gerichtshof vor, die vom Sad Najwyzszy (Oberstes Gericht, Polen) zur
Vorabentscheidung vorgelegten Fragen wie folgt zu beantworten:

— Um die Einhaltung des in Art. 19 Abs. 1 EUV und in Art. 47 der Charta der Grundrechte der
Europédischen Union verankerten Grundsatzes der Unabhiéngigkeit der Justiz zu beurteilen,
muss ein nationales Gericht alle erheblichen Umstédnde priifen und gegebenenfalls die Griinde
und spezifischen Ziele der nationalen Mafinahmen beriicksichtigen, die auf den Sachverhalt
anwendbar sind. In diesem Zusammenhang konnen je nach den Gegebenheiten des jeweiligen
Sachverhalts und der moglicherweise anwendbaren Unionsbestimmung(en) sowohl formale
und institutionelle Faktoren als auch konkretere und fallspezifische Faktoren erheblich sein.
Die Bedeutung dieser Faktoren sollte nicht fiir sich oder isoliert bewertet, sondern zusammen
im Licht der weiteren rechtlichen und institutionellen Landschaft beurteilt werden;

— die in den Fragen 1 bis 5 genannten Umstdnde sind nicht geeignet, Zweifel an der
Unabhingigkeit und Unparteilichkeit der nationalen Richter im Sinne von Art. 19 Abs. 1 EUV
und Art. 47 der Grundrechtecharta autkommen zu lassen;

— Art. 47 der Grundrechtecharta ist dahin auszulegen, dass die nationalen Gerichte zu priifen
haben, ob eine Vorschriftswidrigkeit in einem Verfahren zur Ernennung eines Richters zu
einer Verletzung durch das Unionsrecht verliehener Rechte fithren konnte. Besteht in diesem
Punkt ein echter und ernsthafter Zweifel, hat das Gericht diese Frage von Amts wegen zu

81 Vgl. auch Urteil des EGMR vom 1. Dezember 2020, Gudmundur Andri Astradsson/Island (CE:ECHR:2020:1201JUD002637418),
gemeinsame teils zustimmende, teils abweichende Meinung der Richter O’Leary, Ravarani, Kucsko-Stadlmayer und Ilievski,
insbesondere § 53.

Vgl. allgemein zu dieser Korrelation meine Schlussantrige in der Rechtssache An tAire Talmhaiochta Bia agus Mara u. a. (C-64/20,
EU:C:2021:14, Nrn. 34 bis 63).
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priifen. Der Grundsatz der Unabsetzbarkeit der Richter hindert die nationalen Gerichte nicht
daran, diese Uberpriifung vorzunehmen.

ECLI:EU:C:2021:557 35



	Schlussanträge des Generalanwalts Michal Bobek vom 8. Juli 2021 Rechtssache C‑132/20 BN, DM, EN gegen Getin Noble Bank S.A., Beteiligter: Rzecznik Praw Obywatelskich (Vorabentscheidungsersuchen des Sąd Najwyższy [Oberstes Gericht, Polen]) 
	I. Einleitung
	II. Rechtlicher Rahmen
	A. Unionsrecht
	B. Nationales Recht

	III. Sachverhalt, Ausgangsverfahren und Vorlagefragen
	IV. Würdigung
	A. Dimensionen der richterlichen Unabhängigkeit: Art. 267 AEUV, Art. 47 der Charta und Art. 19 Abs. 1 EUV
	B. Zulässigkeit
	1. Ist das vorlegende Gericht ein Gericht im Sinne von Art. 267 AEUV?
	a) Durch Gesetz errichtete und unabhängige Einrichtung
	b) Wert eines ständigen Dialogs

	2. Ist das Vorabentscheidungsersuchen im Sinne von Art. 267 AEUV entscheidungserheblich?

	C. Materielle Prüfung
	1. Einleitende Bemerkungen: Prüfung der richterlichen Unabhängigkeit
	2. Fragen 1 bis 3
	3. Fragen 4 und 5
	4. Fragen 6 und 7


	V. Ergebnis


